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Vorwort

Vorwort
Häusliche Gewalt gegen Frauen ist noch immer eine der am weitesten verbreiteten Menschenrechtsverletzungen 

unserer Zeit und eines der größten weltweiten Probleme. Neun von zehn Personen, die in der EU Opfer von Gewalt in 

der Partnerschaft werden, sind Frauen. Der Anteil der Frauen in den EU-Mitgliedstaaten, die Opfer physischer Gewalt 

seitens ihres Partners werden, liegt zwischen 12 % und 35 %. Dieses Phänomen fügt Frauen, Familien, Gemeinschaf-

ten und der gesamten Gesellschaft großen Schaden zu. Die EU hat sich dazu verpfl ichtet, Gewalt gegen Frauen zu 

bekämpfen. Diese Verpfl ichtung wird in folgenden Dokumenten bekräftigt: in der Frauen-Charta (2010), in der Strategie 

der Europäischen Kommission für die Gleichstellung von Frauen und Männern 2010−2015 und im Stockholmer Pro-

gramm für 2010−2014. Trotzdem ist häusliche Gewalt gegen Frauen nach wie vor weit verbreitet und nur lückenhaft 

dokumentiert; die Dunkelziff er ist hoch.

Mit der vorliegenden Veröff entlichung sollen politische Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger sowie alle 

einschlägigen Einrichtungen in ihren Bemühungen zur Bekämpfung und Prävention von häuslicher Gewalt unterstützt 

werden; hierzu werden ihnen verlässliche und vergleichbare Daten und Informationen für nachhaltige, faktengestützte 

Entscheidungen und verbesserte Politikgestaltung zur Verfügung gestellt.

Es bestand ein dringender Bedarf an zuverlässigen und vergleichbaren Daten über Hilfsdienste für weibliche Gewaltopfer 

in den 27 Mitgliedstaaten und Kroatien; die Analyse des Europäischen Instituts für Gleichstellungsfragen (EIGE) kommt 

diesem Bedarf nach. Dabei wird ein ausführlicher Überblick über die Qualität der Hilfsdienste vorgelegt, zu denen 

Frauen, die Opfer von Gewalt geworden sind, Zugang haben: Frauenhäuser, Notdienste, 24-Stunden-Telefonnotrufe, 

Rechtsberatung und andere Dienste. Die gewonnenen Erkenntnisse machen deutlich, dass spezialisierte Hilfsdienste 

nicht ausreichend vorhanden und ungleich in den Mitgliedstaaten verteilt sind. Die Finanzierung, die den Zugang zu 

diesem Hilfsangebot gewährleisten soll, gestaltet sich ebenso lückenhaft. Allerdings zeichnen sich in den Mitgliedstaaten 

gewisse Fortschritte ab. Die überwiegende Mehrheit der Mitgliedstaaten hat nationale Aktionspläne zur Bekämpfung 

häuslicher Gewalt und zur Kriminalisierung von Gewalt in der Partnerschaft erstellt und umgesetzt, und die Möglichkeit 

eingeführt, Schutzanordnungen zu erlassen.

Wir müssen uns ins Gedächtnis rufen, dass Gewalt gegen Frauen nicht vor geografi schen Grenzen, ethnischen Unter-

schieden, Klassenunterschieden oder Altersgrenzen Halt macht. Wir dürfen nicht die Augen davor verschließen, dass 

die Tatsache, dass es gebührenfreie Telefonnotrufe rund um die Uhr und kostenlose Unterkunftsmöglichkeiten in 

Frauenhäusern für Frauen gibt, ein Frauenleben bedeuten kann. Regierungen, die keine angemessenen Hilfsangebote 

bereitstellen, gefährden das Leben von Millionen von Frauen und ihren Kindern, die nicht nur Opfer von Gewalt werden, 

sondern denen solch dringende und lebenswichtige Unterstützung verwehrt wird.

Wir sind all jenen dankbar, die  zu dieser Veröff entlichung beigetragen haben, insbesondere der Regierung Zyperns, 

der Generaldirektion Justiz der Europäischen Kommission, der Hochrangigen Gruppe „Gender Mainstreaming“, der 

Arbeitsgruppe des EIGE zu den Peking-Indikatoren und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des EIGE. Anknüpfend 

an die Erkenntnisse und Empfehlungen aus dieser Studie wird das EIGE seine Arbeit im Bereich geschlechtsbezogene 

Gewalt fortsetzen. Wir können der Gewalt nur Einhalt gebieten, wenn wir gemeinsam handeln.

Virginija Langbakk
Direktorin

Europäisches Institut für Gleichstellungsfragen (EIGE)
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Das Europäische Institut für Gleichstellungsfragen (EIGE) ist eine eigenständige Einrichtung 

der Europäischen Union, die errichtet wurde, um die Gleichstellung der Geschlechter zu  

fördern und zu stärken, einschließlich des Gender Mainstreaming in allen EU- sowie den 

sich daraus ergebenen nationalen Politiken, der Bekämpfung von Diskriminierung aufgrund 

des Geschlechts und der Schärfung des Problembewusstseins der Unionsbürgerinnen und 

Unionsbürger hinsichtlich der Gleichstellung der Geschlechter. Weiterführende Informati-

onen sind auf der EIGE-Website zu fi nden (http://www.eige.europa.eu).
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Einleitung

Einleitung
Auf der Vierten Weltfrauenkonferenz, die 1995 in Peking 

stattfand, wurde die Erklärung und Aktionsplattform für 

Gleichberechtigung, Entwicklung und Frieden (PAP) offi  -

ziell angenommen. Die PAP ist ein Aktionsprogramm, 

mit dem die Menschenrechte von Frauen und Mäd-

chen als unveräußerlicher, integraler und unteilbarer 

Bestandteil der universellen Menschenrechte gefördert 

und geschützt werden sollen. Einer der zwölf Problembe-

reiche der PAP ist Gewalt gegen Frauen, der als kritischer 

Bereich D defi niert wurde.

Alle 27 Mitgliedstaaten und Kroatien haben die PAP 

unterzeichnet und sich dazu verpfl ichtet, sie auf natio-

naler Ebene umzusetzen, wobei die Europäische Union 

ihre Mitgliedstaaten bei ihren Maßnahmen in den kriti-

schen Bereichen der PAP unterstützt. Im Bereich Gewalt 

gegen Frauen haben zwei aufeinander folgende Ratsprä-

sidentschaften der Europäischen Union (die spanische 

und die dänische) im Jahr 2002 Studien durchgeführt. Die 

spanische Ratspräsidentschaft (1) führte eine Bestands-

aufnahme der Maßnahmen zur Bekämpfung von Gewalt 

gegen Frauen in den EU-Mitgliedstaaten durch. Anhand 

dieser Ergebnisse entwickelte der dänische Ratsvorsitz 

eine Reihe von Indikatoren (2) zur Messung der Fort-

schritte und schlug folgende Indikatoren vor:

 � Profi l weiblicher Gewaltopfer;

 � Profi l männlicher Täter;

 � Unterstützung für die Opfer;

 � an männliche Täter gerichtete Maßnahmen, um der 

Spirale der Gewalt ein Ende zu setzen;

 � Fortbildungsmaßnahmen für Fachkräfte;

 � staatliche Maßnahmen zur Beseitigung von Gewalt 

gegen Frauen;

 � Evaluierung.

Den vorstehend genannten Indikatoren liegt eine Reihe 

von Teilindikatoren zugrunde.

2012 hat sich die zyprische Ratspräsidentschaft dazu 

entschlossen, die Fortschritte im Bereich Gewalt gegen 

Frauen in den 27 Mitgliedstaaten und Kroatien durch 

eine Überprüfung der Indikatoren zu bewerten, wobei 

insbesondere die Teilindikatoren der Unterstützung der 

Opfer im Vordergrund standen. Angesichts des breiten 

Angebotsspektrums von Hilfsdiensten sowie des Man-

gels an verfügbaren Daten und der Herausforderungen 

in Verbindung mit der Erhebung von Daten liegt der 

Schwerpunkt der vorliegenden Analyse auf Hilfsdiens-

ten für Frauen , die Opfer von Gewalt in der Partnerschaft 

geworden sind. Gewalt in der Partnerschaft ist eine Form 

von häuslicher Gewalt gegen Frauen, die durch „körper-

liche, sexuelle oder psychische Gewalt, die einem Opfer 

von ihrem derzeitigen oder früheren Ehepartner oder 

Intimpartner zugefügt wird“, gekennzeichnet ist. In die-

ser Publikation wird der Begriff  „Gewalt gegen Frauen“ 

synonym mit dem Begriff  „Gewalt in der Partnerschaft“ 

verwendet.

In der vorliegenden Veröff entlichung werden die Ergeb-

nisse des Berichts „Review of the implementation of the 
Beijing Platform for Action by the EU Member States: Vio-
lence against women − Victim support“ (Überprüfung 

der Umsetzung der Aktionsplattform von Peking in den 

EU-Mitgliedstaaten: Gewalt gegen Frauen – Die Unter-

stützung der Opfer) zusammengefasst. In dem Bericht 

wurden das Angebotsspektrum, die Anzahl, der Umfang 

und die Inanspruchnahme von Hilfsdiensten in den 

27 Mitgliedstaaten und Kroatien analysiert und bewer-

tet und Empfehlungen für Verbesserungen abgegeben. 

Aufgrund der derzeitigen Schwierigkeiten, systematisch 

vergleichbare Daten zu den Hilfsangeboten in allen Mit-

gliedstaaten zu erheben, gestaltete sich die Beurteilung 

schwierig. In dem Bericht wurden Datenlücken aufge-

zeigt und Empfehlungen zur Verbesserung der Qualität 

der Daten auf EU-Ebene im Bereich der Unterstützung 

der Opfer ausgesprochen.

Häusliche Gewalt gegen Frauen stellt nach wie vor eine 

im Verborgenen wirkende, nur lückenhaft dokumen-

tierte und zutiefst traumatisierende Verletzung der Men-

schenwürde dar. Sie wird von der Gesellschaft und den 

Behörden nicht immer ernst genommen, was Frauen und 

Mädchen der Gefahr von Gewalt und in manchen Fällen 

sogar Mord aussetzt. Im Rahmen einer Studie aus dem 

Jahre 2006 über Todesfälle in Verbindung mit häuslicher 

Gewalt in der EU wurde festgestellt, dass von insgesamt 

3 413 getöteten Personen 2 419 Frauen waren (3).
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1. Überblick über die derzeitige Situation 
im Bereich häusliche Gewalt gegen 
Frauen in der EU, den Mitgliedstaaten 
und Kroatien

1.1. Entwicklungen in der 

Gesetzgebung und in der 

Politik im Bereich Gewalt 

gegen Frauen in der EU

Die Gleichstellung von Männern und Frauen ist ein 

Grundwert der EU, verankert in den EU-Verträgen sowie 

der EU-Charta der Grundrechte. Die Institutionen der 

Europäischen Union, wie das Europäische Parlament und 

die Europäische Kommission, haben diesen Grundwert 

in zahlreichen Entschließungen, Richtlinien und Strate-

gieprogrammen verankert; er soll als Richtschnur bei 

der Arbeit der EU und der Mitgliedstaaten zum Thema 

geschlechtsbezogene Gewalt dienen.

Tabelle 1.1.1: Verpfl ichtungen der EU zur Bekämpfung von geschlechtsbezogener Gewalt 

gegen Frauen

Akteur Datum Verpfl ichtung Wichtigster Punkt/wichtigste Maßnahme

Rat der Europäischen 

Union, Spanischer 

Ratsvorsitz

2010 Schlussfolgerungen 

zur Beseitigung von 

Gewalt gegen Frauen 

in der EU

Die Europäische Kommission wird ersucht, 

eine europäische Strategie zur Prävention 

und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen 

auszuarbeiten.

Rat der Europäischen 

Union, Dreiervorsitz 

(Spanien, Belgien, 

Ungarn)

2010–11 Erklärung zur 

Gleichstellung von 

Frauen und Männern 

Die Mitgliedstaaten werden ersucht, nationale 

Strategien zu entwickeln, Mittel für die Prävention 

und Bekämpfung von Gewalt bereitzustellen, die 

Täter strafrechtlich zu verfolgen, Unterstützung 

und Betreuung für die Opfer bereitzustellen, 

ferner, das Thema Gewalt gegen Frauen als eine 

gleichstellungspolitische Frage zu behandeln und zu 

einer Priorität ihrer Programme zu machen.

Europäische Kommission 2010 Frauen-Charta Die Europäische Kommission ergreift Maßnahmen 

zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen.

Europäische Kommission 2010–15 Strategie für die 

Gleichstellung von 

Frauen und Männern

Geschlechtsspezifi sche Gewalt ist eines der 

Hauptprobleme, das angegangen werden 

muss, wenn eine tatsächliche Gleichstellung der 

Geschlechter in der EU herbeigeführt werden soll. 
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Akteur Datum Verpfl ichtung Wichtigster Punkt/wichtigste Maßnahme

Europäische Kommission 2010–14 Stockholmer 

Programm

Das Stockholmer Programm legt die Notwendigkeit 

von verbesserten Strafgesetzgebungen und anderen 

für den Schutz von Opfern von Straftaten auf 

EU-Ebene erforderlichen Unterstützungsmaßnahmen 

dar. Wenn weibliche Gewaltopfer ihr Recht auf 

Freizügigkeit in der EU ausüben, werden sie jetzt 

durch die EU-Rechtsvorschriften geschützt.

Europäische Kommission 2011 Legislativpaket 

zur Stärkung der 

Opferrechte

Das Legislativpaket zur Stärkung der Opferrechte 

ist eine Folgemaßnahme zum Aktionsplan der 

Europäischen Kommission zur Umsetzung 

des Stockholmer Programms. Es besteht im 

Wesentlichen aus zwei Instrumenten: der Richtlinie 

2011/99/EU über die Europäische Schutzanordnung 

in Strafsachen und der Richtlinie 2012/29/EU über 

Mindeststandards für die Rechte, die Unterstützung 

und den Schutz von Opfern von Straftaten. 

Die Europäische Union hat sich entschlossen gegen 

geschlechtsbezogene Gewalt als ein Hindernis auf dem 

Weg zur Geschlechtergleichstellung und eine Bedro-

hung für die Grundrechte von Frauen ausgesprochen 

und die Mitgliedstaaten ersucht, nationale Strategien, 

Rechtsvorschriften und Hilfsdienste zu entwickeln. Die 

europäischen Einrichtungen haben die Mitgliedstaa-

ten (und die Kandidatenländer) in diesem Bereich in 

Form von Konferenzen, durch den Austausch bewähr-

ter Verfahren, die Unterstützung von Kooperationen 

(insbesondere im Rahmen des Programms DAPHNE) 

und die operative Finanzierung EU-weiter Netzwerke, 

insbesondere der Europäischen Frauenlobby (EFL) und 

Women Against Violence Europe (WAVE), unterstützt. 

Alle Aktionsformen haben dazu beigetragen, dass der 

Austausch von bewährten Verfahren und Informationen 

zwischen zivilgesellschaftlichen Organisationen in der EU 

(einschließlich PR-Initiativen vor dem Beitritt) sowie zwi-

schen spezialisierten Nichtregierungsorganisationen und 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern allmählich 

ausgebaut werden konnte. Sie haben den Dialog mit poli-

tischen Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungs-

trägern unterstützt und dabei die Anforderungen an eine 

wirksame Intervention und Prävention hervorgehoben 

sowie Möglichkeiten für die Festlegung von Mindest-

standards für Hilfsangebote geschaff en.

Die europäischen Institutionen haben maßgeblich an 

der Entwicklung einer gemeinsamen Perspektive in der 

Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen in der EU mitge-

wirkt und dabei die Konvergenz von gesetzgeberischen 

Maßnahmen und Hilfsangeboten in den Mitgliedstaaten 

stark beeinfl usst. Die vor kurzem erlassene EU-Richtlinie 

2011/99/EU über die Europäische Schutzanordnung 

und das „Paket zum Opferschutz“, d. h. zum Schutz vor 

krimineller Bedrohung, bilden eine Rechtsgrundlage für 

die europäische Politik im Bereich Gewalt gegen Frauen.

Alle 27 Mitgliedstaaten und Kroatien haben rechtli-

che Maßnahmen zur Bekämpfung von Gewalt gegen 

Frauen ergriff en. Alles in allem sind diese Maßnahmen 

hinsichtlich ihres Ansatzes und ihrer Detailgenauigkeit 

unterschiedlich, da sie von der Vielfalt des rechtlichen 

und institutionellen Umfelds beeinfl usst wurden, und 

die meisten spezifi schen Gesetze thematisieren häusliche 

Gewalt eher im weiten Sinne. Die europäischen Rechts-

ordnungen stehen einer geschlechtsspezifi schen Gesetz-

gebung im Bereich Gewalt gegen Frauen eher feindlich 

gegenüber, mit dem Ergebnis, dass sich gesetzgeberische 
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Vorhaben in diesem Bereich auf die Familienpolitiken 

auswirken, ein Bereich, der in EU-Mitgliedstaaten nach 

wie vor sehr unterschiedlich gestaltet ist. Gleichzeitig 

haben fast alle 27 Mitgliedstaaten und Kroatien nationale 

Aktionspläne (NAP) im Bereich Gewalt aufgestellt und 

setzen diese um. In einer deutlichen Mehrheit dieser NAP 

wird anerkannt, dass Gewalt gegen Frauen ein Thema 

ist, das in Zusammenhang mit den Menschenrechten 

und der Gleichstellung der Geschlechter steht. Dies gibt 

Anlass zur Hoff nung auf einen in Zukunft einheitlicheren 

politischen Ansatz in diesem Bereich auf EU-Ebene.

Das Übereinkommen des Europarates zur Verhütung 

und Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen und häus-

licher Gewalt, auch bekannt als „Istanbul-Konvention“ 

(2011), ist die jüngste und umfassendste Entwicklung 

im Rechtsetzungsbereich; sie hebt die Verpfl ichtung von 

Staaten hervor, Frauen, die Opfer von Gewalt geworden 

sind, Hilfsdienste zur Verfügung zu stellen (4). Diesem 

Übereinkommen zufolge sind die Staaten verpfl ichtet, 

Zugang zu allgemeinen wie auch spezialisierten Hilfs-

diensten zu gewähren, die in ausreichendem Umfang 

personell und materiell ausgestattet sind, und bestimmte 

Mindeststandards zu erfüllen. Spezialisierte Hilfsdienste 

sind zur Unterstützung von Frauen, die von häuslicher 

Gewalt betroff en sind, von maßgeblicher Bedeutung, 

damit diese Frauen sich erholen und ihr Leben wieder 

aufbauen können. Um dieser Aufgabe gerecht werden zu 

können, müssen Hilfsdienste auf einem geschlechtsspe-

zifi schen Verständnis der Gewalt gegen Frauen beruhen 

und die Sicherheit und die Menschenrechte der Opfer 

von Gewalt in den Vordergrund stellen. Zudem dürfen 

sie nicht davon abhängig gemacht werden, ob das Opfer 

Anzeige erstattet oder sich damit einverstanden erklärt 

hat, als Zeugin aufzutreten. Ende 2012 war das Überein-

kommen von 15 EU-Mitgliedstaaten (BE, DE, EL, ES, FR, IT, 

LU, MT, AT, PT, SI, SK, FI, SE und UK) unterzeichnet worden.

1.2. Allgemeiner Überblick 

über die vorliegenden 

Prävalenzdaten und 

Kriminalstatistiken 

zu häuslicher Gewalt 

gegen Frauen

In den 27 Mitgliedstaaten und Kroatien ist zwischen einem 

Fünftel und einem Viertel aller Frauen zumindest einmal in 

ihrem Erwachsenenleben physische Gewalt widerfahren, 

und rund 12 % bis 15 % aller Frauen haben im Alter ab 

16 Jahren in einer Beziehung gelebt, in der sie missbraucht 

wurden (5).

Angesichts der Verfügbarkeit und Zugänglichkeit der 

Erhebungen und der eher begrenzten Zahl von Berich-

ten und Studien, in denen diese Daten vorgestellt wer-

den, gestaltet sich die Erhebung solcher Daten in den 

27 Mitgliedstaaten und Kroatien eher schwierig. In den 

vergangenen zehn Jahren (2000–2011) haben die meis-

ten Mitgliedstaaten und Kroatien (mit Ausnahme von BG, 

CY, LV und HU) mindestens eine Erhebung zur Prävalenz 

von Gewalt gegen Frauen durchgeführt. Die Ergebnisse 

zu Gewalterfahrungen von Frauen im Laufe ihres Lebens 

zeigen, dass der Anteil der Frauen, denen seitens ihres 

Partners körperliche Gewalt wiederfahren ist, von 4 % 

(EL) bis 37 % (EE) reichen, während die meisten Studien 

Prävalenzraten von physischer Gewalt in der Partnerschaft 

in der Größenordnung von 12 % bis 35 % ergaben (Abbil-

dung 1.2.1).

Sorgfalt bei der Auswertung dieser Daten ist geboten, 

da Prävalenzraten zwischen den 27 Mitgliedstaaten und 

Kroatien nicht vergleichbar sind. Die Gründe dafür sind 

vielfältig, angefangen von enormen Unterschieden in den 

Defi nitionen, Methodiken, den Formen von Gewalt, die 

jd_303529_DE_v5_BAT.indd   9 25/04/13   14:07



Überprüfung der Umsetzung der Aktionsplattform von Peking in den EU-Mitgliedstaaten:

Gewalt gegen Frauen — Die Unterstützung der Opfer
10

Ü b e r b l i c k  ü b e r  d i e  d e r z e i t i g e  S i t u a t i o n  i m  B e r e i c h  h ä u s l i c h e  G e w a l t  g e g e n  F r a u e n  i n  d e r  E U ,  d e n  M i t g l i e d s t a a t e n  u n d  K r o a t i e n

Q
u

e
lle

: F
ü

r 
C

Z
, D

K
, D

E,
 IE

, F
R

, I
T,

 L
T,

 P
L,

 R
O

, S
K

, F
I, 

SE
 u

n
d

 U
K

: U
N

 W
o

m
e

n
 (

h
tt

p
:/

/w
w

w
.e

n
d

va
w

n
o

w
.o

rg
/u

p
lo

ad
s/

b
ro

w
se

r/
fi 

le
s/

va
w

_
p

re
va

le
n

ce
_

m
at

ri
x_

1
5

ap
ri

l_
2

0
1

1
.p

d
f)

; f
ü

r 
B

E,
 E

E,
 E

L,
 M

T,
 N

L,
 A

T 
u

n
d

 H
R

: 

an
d

e
re

 Q
u

e
lle

n
 —

 s
ie

h
e

 w
e

it
e

rf
ü

h
re

n
d

e
 In

fo
rm

at
io

n
e

n
 z

u
 P

rä
va

le
n

ze
rh

e
b

u
n

g
e

n
 (

si
e

h
e

 T
ab

e
lle

 1
.1

. i
n

 A
n

h
an

g
 II

 z
u

m
 E

IG
E-

B
e

ri
ch

t 
„R

e
vi

e
w

 o
f 

th
e

 im
p

le
m

e
n

ta
ti

o
n

 o
f 

th
e

 B
e

iji
n

g
 P

la
tf

o
rm

 f
o

r 
A

ct
io

n
 in

 t
h

e
 E

U
 

M
e

m
b

e
r 

St
at

e
s:

 V
io

le
n

ce
 a

g
ai

n
st

 w
o

m
e

n
 –

 V
ic

ti
m

 s
u

p
p

o
rt

“, 
2

0
1

2
); 

fü
r 

ES
: D

at
e

n
, d

ie
 s

ic
h

 a
u

f 
d

ie
 A

rt
 v

o
n

 G
e

w
al

t 
in

 d
e

r 
P

ar
tn

e
rs

ch
af

t 
b

e
zi

e
h

e
n

, s
in

d
 n

ic
h

t 
ö

ff 
e

n
tl

ic
h

 z
u

g
än

g
lic

h
, d

o
ch

 w
u

rd
e

n
 la

u
t 

Er
h

e
b

u
n

g
e

n
 

1
0

,9
 %

 d
e

r 
Fr

au
e

n
 im

 L
au

fe
 ih

re
s 

Le
b

e
n

s 
vo

n
 e

in
e

m
 e

h
e

m
al

ig
e

n
 o

d
e

r 
ih

re
m

 d
e

rz
e

it
ig

e
n

 P
ar

tn
e

r 
m

is
sb

ra
u

ch
t 

(G
e

w
al

t 
in

 d
e

r 
P

ar
tn

e
rs

ch
af

t)
 (

3
 %

 im
 v

e
rg

an
g

e
n

e
n

 J
ah

r)
; f

ü
r 

LU
: d

ie
 v

o
rg

e
le

g
te

n
 D

at
e

n
 z

u
 d

e
n

 

P
rä

va
le

n
zr

at
e

n
 s

in
d

 n
ic

h
t 

ö
ff 

e
n

tl
ic

h
 z

u
g

än
g

lic
h

; f
ü

r 
P

T:
 d

ie
 D

at
e

n
 ü

b
e

r 
In

ti
m

p
ar

tn
e

r 
si

n
d

 n
ic

h
t 

ve
rö

ff 
e

n
tl

ic
h

t,
 d

o
ch

 w
ar

e
n

 7
 %

 d
e

r 
Fr

au
e

n
 im

 le
tz

te
n

 J
ah

r 
O

p
fe

r 
h

äu
sl

ic
h

e
r 

G
e

w
al

t;
 f

ü
r 

SI
: e

s 
w

u
rd

e
n

 k
e

in
e

 

D
at

e
n

 ü
b

e
r 

G
e

w
al

t 
in

 d
e

r 
P

ar
tn

e
rs

ch
af

t 
ve

rö
ff 

e
n

tl
ic

h
t,

 d
o

ch
 h

ab
e

n
 5

7
 %

 d
e

r 
Fr

au
e

n
 im

 A
lt

e
r 

ab
 1

5
 J

ah
re

n
 G

e
w

al
t 

e
rf

ah
re

n
; f

ü
r 

B
G

, C
Y

, L
V

 u
n

d
 H

U
: e

s 
w

u
rd

e
n

 k
e

in
e

 In
fo

rm
at

io
n

e
n

 z
u

 e
in

e
r 

P
rä

va
le

n
ze

rh
e

b
u

n
g

 

ve
rö

ff 
e

n
tl

ic
h

t.

H
in

w
e

is
: D

ie
 D

at
e

n
 z

u
 d

e
n

 P
rä

va
le

n
zr

at
e

n
 s

in
d

 z
w

is
ch

e
n

 d
e

n
 L

än
d

e
rn

 n
ic

h
t 

ve
rg

le
ic

h
b

ar
, d

a 
d

ie
 E

rh
e

b
u

n
g

sm
e

th
o

d
ik

e
n

 u
n

te
rs

ch
ie

d
lic

h
 s

in
d

.

0

2
0

4
0

6
0

C
Z

D
K

D
E

E
E

IE
IT

LT
M

T
P

L
R

O
S

K
U

K
C

Z
D

K
D

E
E

E
IE

E
L

IT
LT

M
T

N
L

A
T

P
L

R
O

S
K

F
I

S
E

U
K

H
R

C
Z

D
K

E
E

IE
F

R
IT

P
L

S
K

F
I

U
K

B
E

C
Z

D
K

IE
F

R
IT

M
T

P
L

F
I

S
E

U
K

P
h

ys
is

ch
e

 u
n

d
/o

d
e

r 
se

xu
e

lle
 G

e
w

a
lt

 

in
 d

e
r 

P
a

rt
n

e
rs

ch
a

ft
P

h
ys

is
ch

e
 G

e
w

a
lt

 in
 d

e
r 

P
a

rt
n

e
rs

ch
a

ft

G
e

w
a

lt
 i

n
 d

e
r 

P
a

rt
n

e
rs

ch
a

ft
 (

E
rw

a
ch

se
n

e
n

a
lt

e
r)

 G
e

w
a

lt
 i

n
 d

e
r 

P
a

rt
n

e
rs

ch
a

ft
 (

im
 L

a
u

fe
 d

e
s 

le
tz

te
n

 J
a

h
re

s)

Prozentualer Anteil von Frauen

P
h

ys
is

ch
e

 u
n

d
/o

d
e

r 
se

xu
e

lle
 G

e
w

a
lt

 

in
 d

e
r 

P
a

rt
n

e
rs

ch
a

ft
P

h
ys

is
ch

e
 G

e
w

a
lt

 in
 d

e
r 

P
a

rt
n

e
rs

ch
a

ft

A
b

b
il

d
u

n
g

 1
.2

.1
:  P

rä
v

a
le

n
zr

a
te

n
 l

a
u

t 
E

rh
e

b
u

n
g

e
n

 i
n

 d
e

n
 M

it
g

li
e

d
st

a
a

te
n

jd_303529_DE_v5_BAT.indd   10 25/04/13   14:07

http://www.endvawnow.org/uploads/browser/files/vaw_prevalence_matrix_15april_2011.pdf


Überprüfung der Umsetzung der Aktionsplattform von Peking in den EU-Mitgliedstaaten:

Gewalt gegen Frauen — Die Unterstützung der Opfer
11

Ü b e r b l i c k  ü b e r  d i e  d e r z e i t i g e  S i t u a t i o n  i m  B e r e i c h  h ä u s l i c h e  G e w a l t  g e g e n  F r a u e n  i n  d e r  E U ,  d e n  M i t g l i e d s t a a t e n  u n d  K r o a t i e n

bei den Erhebungen erfasst werden, den Jahren und dem 

Referenzzeitraum bis hin zu den Stichprobenmerkmalen. 

Darüber hinaus stellen auch die vielfältigen Möglichkeiten 

der Veröff entlichung der Prävalenzraten eine Herausfor-

derung für einen Datenvergleich dar.

Das Problem der mangelnden Vergleichbarkeit wurde 

allerdings im Rahmen verschiedener Initiativen anzu-

gehen versucht. Im Rahmen des Projekts „Coordination 

action on human rights violations“ (CAHRV) (6) wurden 

Informationen aus mindestens 19 nationalen Prävalenzer-

hebungen zusammengetragen. Dabei konnten lediglich 

fünf nationale Prävalenzstudien, bei denen die Datensätze 

bereits in hohem Maß vergleichbar waren, sachgemäß 

ausgewertet werden. Darüber hinaus wurden zwei EU-

weite Datenerhebungsprojekte ins Leben gerufen: (1) 

Eurostat hat vorgeschlagen, 2013 oder 2014 in allen 

27 Mitgliedstaaten und Kroatien eine Viktimisierungser-

hebung mit der Bezeichnung „European safety survey“ 

(SASU) (EU-Erhebung über die Sicherheit) durchzufüh-

ren (7) – die Erhebung erstreckt sich auch auf körperliche 

und sexuelle Gewalt in der Partnerschaft; (2) die Agentur 

der Europäischen Union für Grundrechte (FRA) führte 

2011-2012 eine EU-weite Erhebung zum Wohlbefi nden 

und zur Sicherheit von Frauen durch; erste Ergebnisse 

sollen 2013 vorgestellt werden (8).

Da fast alle Mitgliedstaaten und Kroatien regelmäßig – 

meist auf jährlicher Basis – amtliche Kriminalitätsstatistiken 

erheben und dokumentieren, könnten Kriminalitätsstatis-

tiken die Prävalenzstudien sinnvoll ergänzen. Doch selbst 

wenn Kriminalitätsstatistiken einen Beitrag zur Beurteilung 

des Phänomens der häuslichen Gewalt gegen Frauen in 

den Mitgliedstaaten leisten können, bieten sie dennoch 

kein vollständiges Bild. Die für die 27 Mitgliedstaaten und 

Kroatien ausgewerteten amtlichen Kriminalitätsstatistiken 

können keine ausreichenden Informationen zum Thema 

Gewalt gegen Frauen in der Partnerschaft liefern. Dar-

über hinaus ist die Aussagekraft der Daten zweifelhaft, 

wenn diese nicht durch Daten aus Prävalenzerhebungen 

ergänzt werden, die auch nicht gemeldete Fälle umfas-

sen. Die aktuellen, EU-weit durchgeführten Studien haben 

deutlich gemacht, dass häusliche Gewalt gegen Frauen 

in den allermeisten Fällen nicht der Polizei gemeldet wird 

bzw. dass sie selbst dann, wenn sie gemeldet wird, nicht 

dokumentiert wird und daher auch nicht in den Kriminali-

tätsstatistiken erscheint (9). In den meisten Mitgliedstaaten 

und Kroatien werden folgende Formen von häuslicher 

Gewalt gegen Frauen in den amtlichen Kriminalitätssta-

tistiken erfasst: Todesfälle, körperliche Gewaltanwendung 

und sexuelle Gewalt. In nur wenigen Fällen (CY, MT, NL, 

PL, PT, RO, SI und SE) werden auch Daten über psychische 

Gewalt (Bedrohungen) und andere Straftaten wie Stalking, 

Eigentumsdelikte, Deprivation und die Verletzung von 

Verfügungen gegen Belästigung erfasst.

Deshalb muss ein spezieller systematischer und koordi-

nierter Ansatz für eine Verknüpfung von Prävalenzdaten 

und Kriminalitätsstatistiken entwickelt werden. Es sollte 

eine eigene Kategorie für Straftaten in Verbindung mit 

Gewalt in der Partnerschaft unter Verwendung von Kri-

minalitätsstatistiken eingeführt werden, um genaue, aus-

führliche Kriminalitätsstatistiken zum Thema häusliche 

Gewalt gegen Frauen zu erstellen. Dabei sollten auch 

ausführlichere Informationen zum Verhältnis zwischen 

Opfer und Täter zur Verfügung gestellt werden, und die 

erhobenen Daten sollten sowohl für die Opfer als auch 

für die Täter systematisch nach Geschlecht und Alter auf-

geschlüsselt werden.
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Abbildung 1.2.2:  Gewalt in der Familie/Gewalt in der Partnerschaft und Gewaltdelikte anteilig 

an der Gesamtbevölkerung, 2009

Quelle: Für Gewaltdelikte: Eurostat, Statistiken über Kriminalität und Strafverfolgung (crim_gen); für die Bevölkerung: Eurostat, Bevölkerungsstatistik 

(demo_r_d2jan); für Gewalt in der Familie und Gewalt in der Partnerschaft: siehe Tabelle 1.2., Anhang II zum EIGE-Bericht „Review of the 

implementation of the Beijing Platform for Action in the EU Member States: Violence against women – Victim support“, 2012.

Hinweis: Ein Vergleich zwischen den 27 EU-Mitgliedstaaten ist aufgrund der Schwierigkeiten bei der Erhebung nationaler Kriminalitätsdaten über 

Gewalt in der Familie und Gewalt in der Partnerschaft sowie der unterschiedlichen Jahre, in denen die Daten erhoben wurden, nicht möglich. Unter 

den Begriff  „Gewaltdelikte“ fallen auch Gewalt gegenüber einer Person (z. B. tätliche Angriff e) und sexuelle Nötigung (einschließlich Vergewaltigung 

und sexuelle Belästigung); hier werden die Daten für 2009 präsentiert. Bei den Berechnungen wurden die Bevölkerungszahlen des Jahres 2010 

zugrunde gelegt.

1.3. Gesetzgeberische und 

politische Maßnahmen zur 

Bekämpfung von häuslicher 

Gewalt gegen Frauen in 

den EU-Mitgliedstaaten 

und Kroatien

Die Entwicklung von politischen Maßnahmen und 

Rechtsvorschriften in den 27 Mitgliedstaaten und Kro-

atien wurde von verschiedenen Seiten stark beeinfl usst, 

da sie sowohl in den größeren Zusammenhang der 

Geschlechtergleichstellung als auch den der Menschen-

rechte eingebettet ist. Die im Rahmen des Europarates 

seit 2003 geleistete Arbeit war dem europaweiten Dialog 

über die Dringlichkeit wirksamer Maßnahmen sowie über 

den Austausch bewährter Verfahren ebenfalls förderlich.

Hinsichtlich des Problemaufrisses von Gewalt gegen 

Frauen, häuslicher Gewalt und/oder familiärer Gewalt 

sowie der Frage, ob das Strafrecht, das Zivilrecht, das Sozi-

alrecht und die entsprechenden Rechtsvorschriften oder 

aber das Verwaltungsrecht die geeignetste Grundlage für 

die Bewältigung des Problems darstellen, sind erhebliche 

Unterschiede zu beobachten.

2005 wurde im Rahmen der vom Europarat eingerich-

teten Taskforce eine Kampagne zur Bekämpfung von 

Gewalt gegen Frauen einschließlich häuslicher Gewalt 

entwickelt. Die Komplexität der Konzeption und Einbin-

dung in einen rechtlichen Rahmen auf Ebene des Euro-

parates ging auf die Beteiligung der Generaldirektion 

Justiz und Menschenwürde zusammen mit der Gene-

raldirektion Menschenrechte zurück. Diese Komplexität 

fi ndet im Übergang zu einem zweigleisigen Ansatz ihren 

Niederschlag, der derzeit in der Istanbul-Konvention des 

Europarates kodifi ziert ist, welche wiederum die Entwick-

lungen des rechtlichen Rahmens in den EU-Mitgliedstaa-

ten sowie im Europarat seit 2003 widerspiegelt.

1.3.1. Nationale Aktionspläne (NAP)

Die PAP fordert die Regierungen zur Ergreifung folgen-

der Maßnahmen auf: „Erarbeitung und Umsetzung von 

Aktionsplänen zur Beseitigung der Gewalt gegen Frauen 

auf allen geeigneten Ebenen“ sowie die „Zuweisung aus-
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reichender Mittel im Staatshaushalt und Aufbringung 

kommunaler Ressourcen für Aktivitäten zur Beseitigung 

von Gewalt gegen Frauen, namentlich auch von Ressour-

cen für die Durchführung von Aktionsplänen auf allen 

geeigneten Ebenen“.

Bezüglich der Anzahl der NAP und der Konvergenz ihrer 

Inhalte ist für die 27 Mitgliedstaaten und Kroatien ein 

klarer Wachstumstrend festzustellen. 2005/2006 hatten 

14 Mitgliedstaaten und Kroatien einen Aktionsplan ver-

abschiedet. 2007/2008 stieg die Zahl auf 17. 2010/2011 

haben 25 Mitgliedstaaten (alle außer MT und AT) und 

Kroatien einen NAP mit Maßnahmen zur Bekämpfung 

häuslicher Gewalt gegen Frauen umgesetzt. Fast alle EU-

Länder weisen auf die dringende Notwendigkeit solcher 

Aktionspläne hin.

Die nationalen Aktionspläne weichen hinsichtlich ihres 

Schwerpunkts sowohl im Hinblick auf ihre Konzeption als 

auch auf die Art und Weise, wie sie aufgestellt werden, 

stark voneinander ab. Dabei sind im Wesentlichen drei 

Ansätze zu erkennen: Zunächst gibt es NAP zum Thema 

Gewalt gegen Frauen, bei denen die Zusammenhänge 

zwischen Formen von Gewalt und deren Zusammen-

hang mit Diskriminierung und Menschenrechten im 

Mittelpunkt stehen. Eine zweite Gruppe von NAP zielt 

primär auf häusliche Gewalt und/oder auf Gewalt in der 

Familie ab und präsentiert eine andere Art von Informa-

tionen, die eher auf die Beziehungsstrukturen abheben. 

Fast die Hälfte dieser NAP befasst sich im Wesentlichen 

mit Gewalt zwischen Erwachsenen im Rahmen einer 

engen Beziehung, wobei einige das Hauptaugenmerk 

auf geschlechtsspezifi sche Aspekte legen, andere nicht. 

Andere NAP wiederum defi nieren häusliche Gewalt als 

jedwede Form von Gewalt, die einem Familienmitglied 

von einem anderen Familienmitglied zugefügt wird, ein-

schließlich Kindesmisshandlung und Missbrauch durch 

andere Verwandte wie Großeltern oder Geschwister. 

Dabei liegt der Fokus auf der Schädigung des Familien-

lebens durch das Auftreten von Gewalt in welcher Form 

auch immer. Einen dritten Ansatz verfolgen zwei NAP, 

die eher allgemein auf den Abbau von Gewalt oder auf 

die Achtung der Menschenrechte (EE und UK) abstellen, 

wobei das Geschlecht eher als Risikomarker erwähnt wird. 

Auch hinsichtlich des Konzeptes von Gewalt gegen 

Frauen bestehen Unterschiede zwischen den nationa-

len Aktionsplänen. In manchen NAP wurde das Konzept 

der häuslichen Gewalt breiter gefasst und schließt auch 

Zwangsheiraten und Ehrdelikte mit ein (BE, SE). Andere 

Mitgliedstaaten haben in ihre NAP auch Kapitel über 

aufsuchende Beratung und Betreuung und wirksame 

Unterstützung und Intervention für migrantische Grup-

pen aufgenommen (DK, DE und UK). Spanien hat einen 

separaten NAP verabschiedet, der speziell auf die Bedürf-

nisse von Einwanderinnen abstellt. Auch die Bereitstel-

lung von Hilfsdiensten und die Gewährung des Zugangs 

zu Gerichten für Randgruppen wie z. B. Frauen mit Behin-

derungen sind in den NAP inzwischen ein immer wichti-

geres Thema geworden.

Auch der eigentliche Inhalt der NAP unterscheidet sich 

stark von Land zu Land und erstreckt sich üblicherweise 

auf drei Themengebiete: die Schulung der wichtigsten 

Akteure; die Prävention und Änderung von gewalttäti-

gem Verhalten; und die Unterstützung und Betreuung 

der Opfer. Eine Evaluation der Umsetzung der NAP fi ndet 

allerdings nur sehr selten statt. Manche NAP enthalten 

Bestimmungen für die Überwachung sowie eine Rechen-

schaftspfl icht gegenüber der Öff entlichkeit. Andere NAP 

wiederum sehen auch Untersuchungen zur Beurteilung 

der Umsetzung von Rechtsreformen vor (DE, ES und 

LU). Die unzureichende Mittelzuweisung im Verhältnis 

zu den erwarteten Ergebnissen ist nach wie vor eines 

der größten Hindernisse für die Effi  zienz der nationalen 

Aktionspläne.

1.3.2. Strafrecht

Zwar haben die Mehrheit der Mitgliedstaaten und Kro-

atien Rechtsvorschriften über Handlungen häuslicher 

Gewalt gegen Frauen (physischer, psychischer und 

sexueller Natur) eingeführt, doch ist die Auslegung des-

sen, was es bedeutet, diese Handlungen zu kriminalisie-

ren, sehr unterschiedlich. Es wurden unterschiedliche 

Ansätze verfolgt, um häusliche Gewalt gegen Frauen zum 

Straftatbestand zu erklären (10), wobei drei grundlegende 

Ansätze aufgezeigt werden können:
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 � Durchsetzung des bestehenden allgemeinen 

Strafrechts;

 � Durchsetzung des allgemeinen Strafrechts, jedoch 

Verhängung höherer Strafen durch Defi nieren des 

Zusammenhangs, in dem Gewalt verübt wird — in 

der Familie/zwischen Familienmitgliedern — als 

schweren Straftatbestand;

 � Erklärung von Handlung häuslicher Gewalt zu einem 

eigenen Straftatbestand.

Trotz der zunehmenden Kriminalisierung ist die Zahl der 

tatsächlich verfolgten Fälle im Vergleich zur Prävalenz 

von häuslicher Gewalt gegen Frauen nach wie vor gering, 

wobei aufgezeigt wurde, dass sich diese Diskrepanz 

auf die Effi  zienz der Strafrechtssysteme auswirkt (11). In 

manchen Mitgliedstaaten wird häusliche Gewalt gegen 

Frauen von der Polizei nach wie vor  als Privatangele-

genheit behandelt, Gewalt wird bagatellisiert, und der 

Polizei und den Gerichten mangelt es an Erfahrung und 

Verständnis für diese Problematik.

Angesichts der unterschiedlichen Rechtsordnungen in 

der EU gibt es keinen einheitlichen Kriminalisierungsstan-

dard, und auch der Schutz ist, wie bereits ausgeführt, nicht 

einheitlich. Zur Schließung der vorhandenen Lücken für 

eine Kriminalisierung wäre es erforderlich, sämtliche in 

allgemeinen oder spezifi schen Gesetzen verankerten 

strafrechtlichen Ausnahmen abzuschaff en, einschließlich 

derjenigen, wonach jede strafrechtliche Verfolgung eine 

öff entliche Angelegenheit ist; abgeschaff t werden sollte 

auch die Verpfl ichtung für Opfer, Beschwerde einzurei-

chen oder vor den strafrechtlichen Ermittlungen den Fall 

privatrechtlich zu verfolgen. Außerdem ist es wichtig, im 

System der Kriminalisierung die Geschlechterperspektive 

verstärkt zu analysieren. Ebenso bedeutend ist die Umset-

zung des Strafrechts und die Verhängung von Strafen; 

die Tatsache, dass dies häufi g ausbleibt, wurde als einer 

der Hauptgründe dafür erkannt, dass die Täter straff rei 

ausgehen (12). Die Bewältigung dieses Problems zusam-

men mit dem Schließen der Strafbarkeitslücken wird ein 

wichtiger Indikator für die zukünftige Verpfl ichtung der 

27 Mitgliedstaaten und Kroatiens sein, der Straff reiheit 

im Fall von häuslicher Gewalt gegen Frauen ein Ende 

zu bereiten.

1.3.3. Schutzanordnungen

Schutzanordnungen sind nicht mit strafrechtlichen 

Maßnahmen gleichzusetzen. In der Richtlinie über die 

Europäische Schutzanordnung (2011/99/EU) heißt es in 

Artikel 2 Absatz 1, Schutzanordnungen sollen Straftaten 

verhüten und nicht nur auf diese reagieren. Schutzan-

ordnungen sind durch drei Aspekte gekennzeichnet: 

das ursprüngliche polizeiliche Verbot und die Art seiner 

Umsetzung; die Art der Unterstützung, die dem Opfer 

während der Umsetzung des Verbots gewährt wird; und 

der Erlass und die Anwendung der sich daraus ergeben-

den Schutzanordnung.

Es liegen Anhaltspunkte dafür vor, dass alle drei Aspekte 

erforderlich sind, weshalb sie als „Dreisäulen“-Gesetze 

bezeichnet werden. Sie wurden erstmals 1997 in Öster-

reich eingeführt. Dieses System soll gewährleisten, dass 

es keine Schutzlücken gibt und das Opfer das Recht hat, 

von einem Strafverfahren abzusehen. Dieses System 

wurde evaluiert und für erfolgreich befunden (13).

Die Idee, zum sofortigen Schutz der Opfer vor weiterer 

Gewalt eine räumliche Distanz zwischen Angreifer und 

Opfer zu schaff en, wird in der EU zunehmend anerkannt. 

Das Polizeiverbot, mit dem der Täter seiner Wohnung ver-

wiesen und es ihm untersagt wird, sich eine bestimmte 

Zeit lang dem Opfer zu nähern oder Kontakt zu ihr 

aufzunehmen, bietet eindeutig den höchsten Grad an 

Sicherheit, sofern die Polizei entsprechend geschult ist. 

Die meisten Mitgliedstaaten haben Schutzanordnun-

gen eingeführt, die entweder ausdrücklich für Fälle von 

häuslicher Gewalt gegen Frauen konzipiert oder aber 

abgeändert wurden, damit sie gegen einen Intimpartner 

oder Ex-Partner erlassen werden können. Alle Schutz-

anordnungen erstrecken sich auf bestimmte Formen 

von körperlicher, sexueller und psychischer Gewalt und 

entsprechen dem Grundsatz, dass das weibliche Opfer 

in den Räumen, in denen es lebt, sicher sein sollte. Es 

gibt allerdings ein breites Spektrum von Umsetzungs-

möglichkeiten, welche sich darauf auswirken können, ob 

eine Anordnung den Schutz wirksam gewährleisten kann.
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Der rechtliche Rahmen für Schutzanordnungen ist zwi-

schen den 27 Mitgliedstaaten und Kroatien unterschied-

lich hinsichtlich der Arten von Rechtsvorschriften und 

der Bereiche, in denen sie erlassen wurden. So können 

Schutzanordnungen beispielsweise im Rahmen des Straf-

rechts, des Gesetzes über Strafverfahren oder des Ver-

waltungsrechts defi niert werden, zusammen mit einem 

gesonderten Polizeirecht über Platzverweise. Die Streu-

ung dieser einzelnen Bestandteile der Rechtsvorschriften 

im Laufe der Zeit in den verschiedenen Mitgliedstaaten 

legt die Vermutung nahe, dass diese offensichtliche 

Fragmentierung nicht nur eine Frage des Umgangs 

der europäischen Rechtsordnungen mit bestimmten 

Rechtsgebieten, sondern auch das Ergebnis eines Lern-

prozesses aus den Erfahrungen anderer Mitgliedstaaten 

in der EU ist, denn dabei werden erfolgversprechende 

Praktiken erörtert und an die jeweiligen nationalen Kon-

texte angepasst.

1.3.4. Täterprogramme

Täterprogramme wurden als Alternative zur „regulären“ 

Bestrafung eines Täters in Fällen von häuslicher Gewalt 

gegen Frauen entwickelt. Das Programm war als eine 

Form der „Strafe“ gedacht, um Geld- und/oder Gefäng-

nisstrafen zu vermeiden, die sich auch nachteilig auf die 

Frauen und ihre Kinder auswirken könnten.

Angesichts des Mangels an verfügbaren zuverlässigen 

Daten ist die Erstellung eines Überblicks über staatliche 

Maßnahmen zu Täterprogrammen eine Herausforderung. 

Es liegen mehrere Berichte vor, die jedoch kein zusam-

menhängendes Bild vermitteln, da dabei unterschiedli-

che Quellen herangezogen werden. Es ist erwiesen, dass 

es hinsichtlich der Umsetzung von Täterprogrammen 

große geografi sche Unterschiede, auch große regionale 

Unterschiede in der gesamten EU gibt, wobei in städti-

schen Regionen mehr Programme angeboten werden 

als in ländlichen Gegenden.

Fünfzehn Mitgliedstaaten (BE, BG, DK, EL, ES, FR, CY, NL, 

AT, PL, PT, RO, SI, SE und UK) haben Rechtsvorschrif-

ten über das Angebot von Täterprogrammen einge-

führt, die sich auf jegliche Form von häuslicher Gewalt 

gegen Frauen beziehen (14). Allerdings geht aus diesen 

Rechtsvorschriften nicht hervor, welcher Ansatz bei den 

Programmen verfolgt wird oder ob solche Programme 

tatsächlich angeboten werden.

Die Frage, wie ein Täterprogramm ausgestaltet werden 

soll, ist nach wie vor unklar – ob solche Programme als 

Resozialisierung (Änderung des kognitiven Verhaltens) 

oder als Therapie (Auseinandersetzung mit tiefer gehen-

den psychologischen Fragen) konzipiert werden sollten 

und ob die Teilnahme gerichtlich angeordnet oder frei-

willig sein sollte. Es erweist sich daher als notwendig, 

einen einheitlicheren Ansatz zu entwickeln; dieser sollte 

durch einen systematischen Evaluierungsprozess ergänzt 

werden, um aus diesen Programmen zu lernen. Auch 

wenn manche Ad-hoc-Beurteilungen im Rahmen einer 

sehr geringen Zahl von Evaluierungen durchgeführt wur-

den, sollte diese Evaluierung auf EU-Ebene harmonisiert 

werden.

1.3.5. Schulungen von Fachkräften

Einrichtungen, die sich mit Gewalt gegen Frauen und 

häuslicher Gewalt gegen Frauen befassen, unterstreichen 

die Notwendigkeit und die Bedeutung von Schulungen 

für Fachkräfte. Die meisten Empfehlungen nennen auch 

die Notwendigkeit einer systematischen Schulung zu 

Geschlechterfragen als Teil des Lehrplans für Fachkräfte 

im Bereich häusliche Gewalt sowie von Weiterbildungs-

maßnahmen für Beschäftigte und Ehrenamtliche. Die 

meisten Mitgliedstaaten und  Kroatien haben die Bedeu-

tung solcher Schulungen erkannt und bieten diese auch 

an, doch nur wenige Mitgliedstaaten führen systematisch 

Schulungsmaßnahmen im Rahmen der Erstausbildung 

der entsprechenden Fachkräfte und als laufende Fortbil-

dung für bereits tätige Fachkräfte durch.

Die überwiegende Mehrheit der Mitgliedstaaten berich-

tet, dass Schulungs- und Fortbildungsmaßnahmen 

angeboten werden, doch sind diese Maßnahmen nur 

in einigen Fällen obligatorisch (etwa in CZ, DE, IE, EL, ES, 

HU, NL, AT, SI und FI)(15). Zugleich wird die Erhebung 

von Daten zu Schulungsmaßnahmen für Fachkräfte 

im Bereich häusliche Gewalt auf EU-Ebene durch das 

unterschiedliche Verständnis und die unterschiedlichen 

Defi nitionen des Begriff s „häusliche Gewalt“ behindert. 
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Trotzdem haben alle Mitgliedstaaten Schulungsange-

bote in ihren NAP vorgesehen.

Trotz der Bedeutung, die der Schulung von Fachkräf-

ten von der EU beigemessen wird, werden solche 

Maßnahmen nur in den wenigsten Fällen systematisch 

angeboten. Für Schulungen stehen nach wie vor nur 

unzureichende Mittel zur Verfügung, sie erfolgen auf 

Ad-hoc-Basis und sind nicht obligatorisch. Schulungen 

müssen von Fachkräften durchgeführt werden, die in der 

Lage sind, den geschlechtsspezifi schen und menschen-

rechtsorientierten Ansatz im Kampf gegen häusliche 

Gewalt gegen Frauen zu vermitteln.

1.4. Schlussfolgerungen

Die Prävalenz von Gewalt gegen Frauen einschließlich 

häuslicher Gewalt gegen Frauen ist in den 27 Mitglied-

staaten und Kroatien trotz der Einführung einer Reihe 

von politischen Maßnahmen und Strategien nach wie vor 

signifi kant hoch. Die derzeit verfügbaren Daten — aus 

Prävalenzstudien und Kriminalstatistiken — lassen keinen 

systematischen Vergleich zwischen den Mitgliedstaaten 

zu. Es kann jedoch davon ausgegangen werden, dass 

zwischen einem Fünftel und einem Viertel aller Frauen 

mindestens einmal während ihres Erwachsenenlebens 

physische Gewalt widerfahren ist und etwa 12 % bis 15 % 

aller Frauen, die in einer Beziehung leben, ab dem Alter 

von 16 häuslichen Missbrauch erfahren haben (16).

Die EU hat in den letzten zehn Jahren verstärkt  zum 

Thema Gewalt gegen Frauen Stellung bezogen. Sie 

hat das Thema in den größeren Zusammenhang der 

Geschlechtergleichstellung und der Menschenrechte 

gestellt. Die meisten Mitgliedstaaten und Kroatien haben 

nationale Aktionspläne entwickelt und umgesetzt, in 

denen Gewalt gegen Frauen als ein Thema anerkannt 

wird, das sowohl mit Menschenrechten als auch mit der 

Gleichstellung der Geschlechter in  Zusammenhang 

steht.

Es wurde eine Reihe von Ansätzen zur Kriminalisierung 

von häuslicher Gewalt gegen Frauen und zur Einführung 

von Schutzanordnungen entwickelt. Die Unterschiede 

sind teilweise auf die unterschiedlichen Rechtsordnun-

gen in der EU zurückzuführen. Hilfreiche Erkenntnisse 

wurden jedoch aus dem Austausch von Erfahrungen 

und erfolgsversprechenden Praktiken mit anderen 

Mitgliedsländern  und der Anpassung dieser an die 

unterschiedlichen nationalen Strukturen gewonnen. 

Strafbarkeitslücken bleiben nach wie vor bestehen, doch 

einer der Hauptgründe für die Straff reiheit ist die Nich-

tumsetzung der Rechtsvorschriften. Ein zentraler Aspekt 

zur Verbesserung dieser Situation ist die Schulung von 

Fachkräften im Strafrechtssystem und in anderen Berei-

chen. Schulungen und Fortbildungen sind in vielen NAP 

der 27 Mitgliedstaaten und Kroatien vorgesehen, jedoch 

sind dafür häufi g nur unzureichende Mittel vorhanden,  

die befristet und nicht obligatorisch sind.

Programme, die sich speziell mit dem Verhalten von 

Tätern befassen, sind eine mögliche Maßnahme neben 

anderen, die zur Bekämpfung von häuslicher Gewalt 

gegen Frauen eingeführt wurden. Die Ansätze unter-

scheiden sich sowohl innerhalb als auch  zwischen den 

Ländern. Nur wenige dieser Programme wurden eva-

luiert, was die Bewertung im Hinblick auf ihre Effi  zienz 

beim Abbau von gewalttätigem Verhalten erschwert. 

Es wurden Grundprinzipien entwickelt,(17) die, sofern sie 

eingehalten werden, zu mehr Schutz und mehr Sicher-

heit für Frauen, die Opfer von Gewalt geworden sind, 

führen und die Chance vergrößern würden, die Täter zur 

Rechenschaft zu ziehen.
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2. Hilfsangebote für Frauen in der EU, 
die Opfer von häuslicher Gewalt 
geworden sind

2.1. Allgemeiner Überblick

In den vergangenen zehn Jahren wurde die Verant-

wortung der 27 Mitgliedstaaten und Kroatiens, in 

Zusammenhang mit der Achtung der internationalen 

Verpflichtungen im Rahmen der Menschenrechte als 

Antwort auf häusliche Gewalt gegen Frauen effi  ziente 

Maßnahmen zu ergreifen und diese auch auf die Einrich-

tung angemessener Hilfsdienste für Opfer auszuweiten, 

zunehmend anerkannt.(18) Die Bereitstellung spezialisier-

ter Hilfsdienste, einschließlich Frauenhäusern, wurde in 

internationalen Rechtsakten verankert und wird als Teil 

der Menschenrechtsverpflichtungen eines Staates in 

den Beschlüssen des Komitees der Vereinten Nationen 

zur Beseitigung der Diskriminierung von Frauen (CEDAW) 

hervorgehoben.(19) Die Bedeutung solcher Hilfsdienste – 

die auf einem Verständnis der geschlechtsspezifi schen 

Dimension der Gewalt gegen Frauen und im Rahmen der 

Gleichstellung der Geschlechter und der Menschenrechte 

basieren – wurde von den Vereinten Nationen, der EU, 

vom Europarat, von Fachleuten und Wissenschaftlerinnen 

und Wissenschaftlern weithin anerkannt.

Die Istanbul-Konvention des Europarates als jüngste Ent-

wicklung erlegt  Staaten die Verpfl ichtung auf, sowohl 

den Zugang zu allgemeinen als auch zu spezialisierten 

Hilfsdiensten zu ermöglichen, die personell und materi-

ell gut ausgestattet sind und bestimmten Mindeststan-

dards entsprechen. Diese Hilfsdienste müssen auf einem 

geschlechtsspezifi schen Verständnis der Gewalt gegen 

Frauen beruhen und auf die Sicherheit und die Men-

schenrechte der Opfer ausgerichtet sein, und sie dürfen 

nicht davon abhängig gemacht werden, ob das Opfer 

Anzeige erstattet oder sich damit einverstanden erklärt 

hat, als Zeugin aufzutreten. Spezialisierte Hilfsdienste 

sind für die Unterstützung und Betreuung von Frauen, 

die Opfer von häuslicher Gewalt geworden sind, unver-

zichtbar, damit sie sich erholen und ihr Leben wieder auf-

bauen können. Weibliche Opfer von häuslicher Gewalt 

benötigen Zugang zu einer sicheren Unterkunft, Schutz, 

medizinischen Einrichtungen, Rechts- und psychologi-

scher Beratung, sozialer Unterstützung und fi nanzieller 

Hilfe. Die Bereitstellung von spezialisierten Hilfsdiensten 

ist unentbehrlich, da diese einen von geschlechtsspezi-

fi scher Sensibilität geprägten Ansatz verfolgen, der auf 

die Bedürfnisse von Gewaltopfern zugeschnitten ist, die 

häufi g wiederholt Gewalt erleben. Diese Hilfsdienste sol-

len Frauen stärken und sicherstellen, dass sie sich wieder 

vollständig erholen.

Allerdings gibt der Umfang des Hilfsangebots innerhalb 

der EU Anlass zu ernsthaften Bedenken. 2010 stellte der 

Europarat fest, dass keine Anhaltspunkte dafür vorlagen, 

dass sich die Verteilung der Hilfsdienste innerhalb der 

Länder verbessert oder die Zahl der Länder, die solche 

Hilfsdienste anbieten, seit dem vorangegangenen Über-

wachungsbericht 2008 zugenommen hat. Insgesamt 

fehlen in der EU 25 496 und in Kroatien 371 Plätze in Frau-

enhäusern. In manchen Mitgliedstaaten ist das Angebot 

an Hilfsdiensten begrenzt und wird nahezu ausschließlich 

von NRO bereitgestellt, die wenig oder keine staatliche 

Unterstützung erhalten. Ohne gesetzliche Garantien und 

eine nachhaltige Finanzierung ist die Existenz solcher 

Hilfsdienste weiterhin gefährdet. Bleiben regelmäßige 

Bewertungen und Datenerhebungen auf einzelstaatli-

cher Ebene aus, ist eine genaue Bewertung der Qualität 

und der Inanspruchnahme der angebotenen Hilfsdienste 

nicht möglich.

Der Europarat hat anhand der Empfehlungen zur Ein-

führung von Qualitätsstandards Leitlinien zur Art der 

erforderlichen Hilfsdienste sowie Mindeststandards für 
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Hilfsdienste erstellt. Die Grundversorgung sollte folgende 

Dienste umfassen: nationale Telefonnotrufe, Interessen-

vertretung und aufsuchende Beratung und Betreuung, 

psychologische Beratung, Plätze in Frauenhäusern, ärzt-

liche Dienste, Dienste für Frauen, die von Mehrfachdis-

kriminierung betroff en sind, und Dienste für Kinder, die 

Opfer oder Zeugen von häuslicher Gewalt geworden 

sind. Zu den Mindeststandards gehören nicht nur Min-

destanforderungen an bestimmte Hilfsdienste, sondern 

auch grundsätzliche Standards, die angestrebt werden 

sollten. So sollte beispielsweise sichergestellt werden, dass 

Frauenhäuser auch für Frauen in ländlichen Gebieten, die 

Opfer von Gewalt geworden sind, zugänglich sind. 2010 

haben 15 Mitgliedstaaten (BE, BG, CZ, DE, EL, FR, CY, LV, 

LU, AT, PL, PT, SI, FI und SE) und Kroatien berichtet, dass 

sie Mindeststandards für das Angebot an sicheren Unter-

künften eingerichtet haben. Es liegen jedoch keine Daten 

vor, mit denen gemessen werden könnte, inwieweit die 

Mindeststandards tatsächlich erreicht wurden.

Die Erhebung von Daten zum Angebotsspektrum an 

Hilfsdiensten für weibliche Gewaltopfer ist zwingend not-

wendig. Damit lassen sich die potenziellen Bedürfnisse 

und die damit verbundenen Kosten ermitteln, und diese 

Daten könnten auch Informationen über das zukünftige 

Hilfsangebot und den Schulungsbedarf liefern. Allerdings 

werden die Daten auf den verschiedenen Ebenen (lokal, 

regional oder national) nicht einheitlich erhoben. Die 

Defi nitionen dessen, was einen bestimmten Hilfsdienst 

ausmacht, sind innerhalb und zwischen den Ländern 

unterschiedlich, ebenso die Methoden zur Datenerhe-

bung (etwa Stichtagerhebungen contra jährliche Zahlen). 

Die Daten sind außerdem uneinheitlich, da sie möglicher-

weise von einem Netzwerk von Organisationen erhoben 

werden.

2.2. Unterstützung der Opfer: 

Überprüfung der 

Teilindikatoren

Im Folgenden werden das Angebotsspektrum, die 

Anzahl, das Ausmaß und die tatsächliche Inanspruch-

nahme der Einrichtungen zur Unterstützung von Opfern, 

insbesondere Frauen und Kindern, vorgestellt. Die Liste 

der analysierten Einrichtungen beruht auf den Teilindi-

katoren für die Unterstützung der Opfer, die vom Rat der 

Europäischen Union im Rahmen des dänischen Ratsvor-

sitzes im Dezember 2002 anerkannt wurden.

Die hier vorgestellten Daten wurden im März und April 

2012 anhand eines strukturierten Online-Fragebogens 

erhoben, der an Regierungen, NRO und Vertreterinnen 

und Vertreter der Wissenschaft aus allen 27 Mitgliedstaa-

ten und Kroatien verteilt wurde. Bis November 2012 wur-

den die Daten mehrfach von den Regierungen geprüft. 

Von Sekundärquellen wurden Informationen und Daten 

über die Qualität der vorhandenen Hilfsdienste und über 

die Koordination des öff entlichen Unterstützungssystems 

auf nationaler Ebene erhoben.

EU-weit gibt es eine große Vielfalt an spezialisierten Hilfs-

diensten für Frauen, die Opfer von Gewalt in der Part-

nerschaft geworden sind. Die in der EU am weitesten 

verbreiteten Hilfsdienste sind spezialisierte Rechtsbera-

tung und die Information der Öff entlichkeit.

Frauenhäuser und Beratungsstellen/Hilfsdienste sind in 

den meisten Mitgliedstaaten (über 80 %) und Kroatien 

weit verbreitet. Zu den Hilfsdiensten, die am seltensten 

angeboten werden, gehören spezialisierte Hilfsdienste 

für Gruppen, die von Mehrfachdiskriminierung betroff en 

sind, und spezialisierte Programme zur Unterstützung der 

Opfer beim Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt (weniger 

als 40 %).
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Abbildung 2.2.1:   Angebot an Hilfsdiensten für Frauen, die Opfer von Gewalt 

in der Partnerschaft geworden sind, in der EU-27 und Kroatien (HR), 2012

Quelle: Datenerhebung vom März–April 2012, Überprüfung im November 2012.

2.2.1. Beratungsstellen

Eine Beratungsstelle ist ein ambulanter Dienst, der im 

Rahmen einer Tageseinrichtung geschlechtsspezifi sche 

Unterstützung jeder Art (einschließlich Auskunft, Bera-

tung und Betreuung, praktische Unterstützung, Beglei-

tung bei Gerichtsterminen, Rechtsauskünfte, proaktive 

Unterstützung und aufsuchende Beratung) für weibliche 

Opfer von Gewalt in der Partnerschaft und ihre Kinder, die 

nicht in einem Frauenhaus untergebracht sind, anbietet.

Beispiele für Beratungsstellen: Interventionsstellen, die 

rechtliche, soziale und medizinische Unterstützung für 

Frauen anbieten, Krisenzentren für Frauen, Anlaufstellen 

für Frauen und ambulante Hilfsdienste, die Frauen in der 

Gemeinschaft praktisch und emotional unterstützen.

Das derzeitige Konzept erstreckt sich nicht auf Frau-

enzentren allgemeiner Natur, die eine anderweitige 

Unterstützung anbieten und sich mit Themen wie sozi-

ale Eingliederung, Armut, Beschäftigung, Geschlech-

tergleichstellung u.  a. befassen. Ebenso fallen auch 

Betreuungszentren für Menschen, die Opfer von Verge-

waltigung oder sexuellem Missbrauch geworden sind, 

nicht unter dieses Konzept. Beratungsstellen, die für 

Männer und Frauen gleichermaßen geöff net sind, die 

Opfer von Gewalt in der Partnerschaft oder von häus-

licher Gewalt geworden sind, fallen ebenso nicht unter 

diese Defi nition, da sie nicht das Maß an geschlechtsspe-

zifi schen spezialisierten Hilfsdiensten anbieten, die weib-

liche Opfer von Gewalt in der Partnerschaft benötigen.

Mit Ausnahme von Ungarn gibt es in allen Mitglied-

staaten und Kroatien ambulante Beratungsstellen/Hilfs-

dienste für Frauen; in vier Mitgliedstaaten (BE, EE, NL und 

FI) gibt es keine Beratungsstellen, jedoch werden diese 

Dienste von Frauenhäusern angeboten. Soweit Daten 

verfügbar sind, kommen lediglich acht Mitgliedstaaten 

(DE, IE, CY, LU, MT, SI, SE und UK) und Kroatien der Emp-

fehlung des Europarates, mindestens eine Beratungs-

stelle/einen Hilfsdienst je 50 000 Frauen einzurichten, 

nach (Abbildung 2.2.2).
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Abbildung 2.2.2:   Anzahl der Beratungsstellen/Hilfsdienste für weibliche Opfer von Gewalt 

in der Partnerschaft in EU-27 und Kroatien (HR), 2012

Quelle: Datenerhebung vom März–April 2012, Überprüfung im November 2012; Eurostat, Bevölkerungsstatistik (demo_r_d2jan).

Hinweis: Die Zahl der für jeden Mitgliedstaat angegebenen Frauenhäuser umfasst alle bzw. die meisten Frauenhäuser, die ambulante Dienste 

anbieten. In HU besteht ein solches Angebot nicht. In BE, EE, NL und FI gibt es keine Beratungsstellen für Frauen, jedoch bieten alle Frauenhäuser 

in BE, EE und FI und die Mehrzahl in den NL ambulante Dienste an. Die genaue Anzahl der Beratungsstellen für DE liegt nicht vor, sie liegt aber bei 

rund 600–700. Für ES, FR und UK liegen keine Daten zur Anzahl der Beratungsstellen vor.

Die geografi sche Ausdehnung der angebotenen Bera-

tungsstellen ist sehr unterschiedlich; in nur acht Mitglied-

staaten (IE, ES, FR, IT, CY, MT, AT und PT) wurden in allen 

Regionen solche Stellen eingerichtet.

In den 21 übrigen EU Mitgliedstaaten und Kroatien mit 

Ausnahme von Lettland, für das keine Informationen 

vorliegen, werden Beratungsstellen für Frauen staatlich 

finanziert. In 13 Mitgliedstaaten ist die Finanzierung 

gesetzlich zwingend vorgeschrieben (BG, CZ, ES, IT, LT, 

LU, MT, AT, PL, PT, RO, SI und UK); in den übrigen acht 

Mitgliedstaaten (DK, DE, IE, EL, FR, CY, SK und SE) und 

Kroatien gibt es kein Gesetz über die obligatorische 

staatliche Finanzierung. Die staatliche Finanzierung 

deckt jedoch  nicht zwangsläufi g den vollen Umfang der 

Kosten dieser Hilfsdienste ab. NRO, die solche Dienste 

anbieten, müssen unter Umständen zur Finanzierung 

ihrer Aktivitäten selbst Mittel beschaff en oder aber ihr 

Angebot reduzieren.
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Empfehlungen

Beratungszentren sollten:

 � ihre Dienste kostenlos anbieten und in allen Regionen verfügbar sein;

 � ein breites Spektrum von Diensten anbieten — Beratung, Auskunft, Betreuung, Interessenvertretung, 

Rechtsberatung, Begleitung bei Gerichtsterminen, Vernetzung mit anderen Hilfsdiensten, aufsuchende 

Beratung und Betreuung und mobile Unterstützung in der Gemeinde, Wiedereingliederungshilfe, fach-

liche Unterstützung für Kinder/Jugendliche;

 � staatlich fi nanziert sein, und diese Finanzierung sollte:

 � gesetzlich zwingend vorgeschrieben,

 � nachhaltig (langfristig)

 � und hoch genug sein, damit sie allen Frauen und Kindern, die eines solchenSchutzes bedürfen, 

angeboten werden kann;

 � öff entlich sichtbar/transparent sein;

 � über geschultes Personal verfügen, damit dieses fachkundige Beratung und Unterstützung in Fällen von 

Gewalt in der Partnerschaft zur Förderung der Erholung und zur Stärkung von Frauen, die Opfer von 

Gewalt in der Partnerschaft geworden sind, zur Verfügung stellen kann;

 � Zugang und angemessene Unterstützung für Migrantinnen, Minderheiten angehörenden und asylsu-

chenden Frauen unabhängig von ihrer Rechtsstellung sowie für ältere Frauen, lesbische, bisexuelle und 

transsexuelle (LBT) Frauen sowie für Frauen mit Behinderungen anbieten;

 � mehrsprachige Unterstützung anbieten.

Um dem Mindeststandard des Europarates gerecht zu werden, wird empfohlen, dass spezialisierte geschlechts-

spezifi sche Beratungsstellen und mobile Hilfsdienste eine von 50 000 Frauen erreichen. 

2.2.2. Notfalldienste

Notfalldienste sind in erster Linie für Frauen gedacht, die 

Opfer von Gewalt in der Partnerschaft geworden sind, 

und werden von Fachpersonal in den Notfalldiensten von 

Krankenhäusern oder im Rahmen von Teams von Sozial-

diensten angeboten, die Soforthilfe wie Unterkunft und 

spezielle proaktive oder mobile psychosoziale Unterstüt-

zung anbieten. Sie können aber auch in Frauenhäusern 

angeboten werden, die Notunterkünfte bereitstellen.

Zwölf Mitgliedstaaten (BE, EL, ES, FR, IT, CY, LU, MT, AT, SI, FI 

und UK) und Kroatien bieten spezialisierte Notfalldienste 

für Frauen an, die Opfer von Gewalt in der Partnerschaft 

geworden sind. Die übrigen 15 Mitgliedstaaten stellen 

solche Dienste nicht zur Verfügung. Soforthilfemaßnah-

men werden meist von den sozialen Diensten (BE, EL, 

ES, FR, IT, CY, LU, SI, FI und HR) und von Krankenhäusern 

(BE, ES, FR, IT, CY, AT, FI, UK und HR) bereitgestellt. Aller-

dings ist die Zahl der Mitgliedstaaten, die solche Dienste 

zur Verfügung stellen, nach wie vor begrenzt. Die Zahl 

der mobilen psychosozialen Hilfsdienste ist sogar noch 

geringer; sie sind in nur fünf Mitgliedstaaten (BE, IT, CY, 

FI und UK) zu fi nden.
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Empfehlungen

 � Die Funktion der Notfalldienste sollte klar defi niert werden.

 � Personal, das in Notfalldiensten tätig ist, sollte darin geschult werden, wie Frauen, die Opfer von Gewalt 

in der Partnerschaft geworden sind, zu unterstützen sind. Diese Schulung sollte folgende Bestandteile 

umfassen:

 � Gesundheitsprotokolle für Eingriff e und zum Schutz;

 � Risikobewertung und Sicherheitsplanung;

 � Anzeigeerstattung;

 � Sicherheits- und Schutzmaßnahmen einschließlich einer engen Zusammenarbeit mit Hilfsdiensten 

für Frauen und mit der Polizei, falls davon ausgegangen werden muss, dass eine Frau weiterhin 

gewaltbedroht ist.

2.2.3. 24-Stunden-Telefonnotrufe

Frauennotrufe

Ein Frauennotruf ist eine Telefonberatung für Frauen, die 

7 Tage die Woche rund um die Uhr ausschließlich oder 

primär für Frauen gedacht ist, die Opfer von Gewalt in der 

Partnerschaft geworden sind, und diesen Frauen Bera-

tung, Krisenintervention, Online-Sicherheitsplanung und 

die Weitervermittlung an einschlägige Unterstützungs-

einrichtungen anbietet. Ein solcher Notruf muss mit Per-

sonal besetzt sein, das darin geschult ist, Frauen, die Opfer 

von Gewalt in der Partnerschaft geworden sind, zu helfen. 

Telefonnotrufe für alle Formen von Gewalt gegen Frauen 

oder nationale Telefonnotrufe für häusliche Gewalt, die 

in erster Linie für weibliche Gewaltopfer gedacht sind, 

fallen unter diese Defi nition.

Es gibt allgemeine Telefonnotrufe für Opfer von jeglichen 

Formen von Verbrechen und Telefonnotrufe für Opfer 

von Menschenhandel. Diese Telefonnotrufe fallen nicht 

unter diese Defi nition, da sie keine Unterstützung speziell 

für Frauen anbieten, die Opfer von Gewalt oder konkret 

von häuslicher Gewalt geworden sind, und entsprechen 

daher auch nicht dem Kriterium eines geschlechtsspezi-

fi schen Hilfsdienstes.

17 Mitgliedstaaten haben (nationale) Frauennotrufe ein-

gerichtet, die mindestens auf dem Gebiet der Gewalt in 

der Partnerschaft und/oder der häuslichen Gewalt Hilfe 

und Unterstützung anbieten (DK, EE, IE, EL, ES, FR, IT, CY, 

LT, LU, HU, AT, SI, SK, FI, SE und UK). Zehn Mitgliedstaaten 

(BE, BG, CZ, DE, LV, MT, NL, PL, PT und RO) und Kroatien 

haben keine nationalen Frauennotrufe eingerichtet. Nur 

die Hälfte der erfassten Frauennotrufe wird rund um die 

Uhr an 7 Tagen die Woche angeboten (DK, EL, ES, IT, AT, 

SK, SE und UK). In 12 Mitgliedstaaten sind die nationalen 

Frauennotrufe kostenlos (DK, IE, ES, IT, CY, LT, HU, AT, SI, FI, 

SE und UK). 12 Frauennotrufe werden von NRO betrieben 

und sind ganz oder teilweise staatlich fi nanziert (DK, EE, 

IE, FR, CY, LT, HU, AT, SI, SK, FI und UK).

Allgemeine Notrufdienste

In fast allen Mitgliedstaaten (außer in BE, DE und FR) und 

Kroatien gibt es allgemeine nationale Notrufdienste (BE 

und DE haben regionale und lokale Frauennotrufdienste 

eingerichtet). Diese allgemeinen Notrufdienste sind nicht 

geschlechtsspezifi sch, da sie keine Unterstützung speziell 

für weibliche Gewaltopfer oder für Frauen anbieten, die 

Opfer von häuslicher Gewalt geworden sind. 14 Mitglied-

staaten (CZ, DK, EE, EL, ES, IT, CY, LV, AT, PL, PT, RO, SI und 

UK) und Kroatien verfügen über nationale Notrufdienste 

für Opfer von Menschenhandel. In 14 Mitgliedstaaten 

wurden Hotlines für Opfer aller Arten von Straftaten ein-

gerichtet (in BG, CZ, DK, IE, CY, MT, NL, AT, PT, SI, SK, FI, SE 

und UK). Für Opfer von Stalking oder von „Ehrdelikten“  

sowie für lesbische, bisexuelle oder transsexuelle Frauen 

existieren nur wenige nationale Hotlines.
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Abbildung 2.2.3:  Frauen- und allgemeine Notrufdienste zur Unterstützung von Frauen, 

die Opfer von Gewalt in der Partnerschaft geworden sind, der EU-27 und 

Kroatien (HR), 2012

Quelle: Datenerhebung vom März–April 2012, Überprüfung im November 2012.

Empfehlungen

 � Mindestens ein nationaler Frauennotruf, der spezialisierte Hilfsdienste für Frauen anbietet, die Opfer von 

Gewalt in der Partnerschaft geworden sind; diese Hilfsdienste sollten

 � rund um die Uhr an 7 Tagen die Woche verfügbar sein;

 � kostenlos sein;

 � mehrsprachige Unterstützung anbieten;

 � mit Personal arbeiten, das speziell in der Betreuung und Beratung im Bereich Gewalt in der Partner-

schaft geschult ist;

 � staatlich fi nanziert sein, und diese Finanzierung sollte:

 � gesetzlich vorgeschrieben,

 � nachhaltig (langfristig);

 � und hoch genug sein, damit sie allen Frauen und Kindern, die eines solchen Schutzes bedürfen, 

angeboten werden kann;

 � öff entlich sichtbar/transparent sein;

 � Daten über die Zahl der (angenommenen und nicht angenommenen) Anrufe sowie die Zahl der 

Anruferinnen erheben;

 � die Nummer der Hotline kontinuierlich in der Öff entlichkeit kommunizieren.

 � Dem Bestehen und dem Angebot dieser Hilfsdienste sollte hohe Priorität eingeräumt werden.
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2.2.4. Krisenzentren für Frauen

Frauenzentren

Ein Frauenhaus bzw. Schutzhaus für Frauen ist ein Zen-

trum für Frauen, und die dort angebotenen Hilfsdienste 

sind auf die spezifi schen unmittelbaren und langfristi-

gen Bedürfnisse von Frauen, die Opfer von Gewalt in der 

Partnerschaft geworden sind, sowie ihrer Kinder zuge-

schnitten. Ein Frauenzentrum ist ein lebensnotwendiger 

Notfalldienst, denn er bietet Sicherheit, Beratung und 

Unterstützung für Frauen beim Aufbau einer neuen Exis-

tenz. Frauenhäuser benötigen Fachpersonal mit profun-

den Kenntnissen von geschlechtsbasierter Gewalt, das in 

der Lage ist, sich mit dem diskriminierenden Charakter 

dieser Art von Gewalt auseinander zu setzen.

Nur drei Mitgliedstaaten verfügen nicht über speziali-

sierte Frauenhäuser (LV, LT und HU). In den übrigen 24 

Mitgliedstaaten und Kroatien haben Frauen Zugang zu 

den Diensten von Frauenhäusern. Mindestens ein Kri-

senzentrum für Frauen in jedem der 24 Mitgliedstaaten 

und in Kroatien wird von einer NRO geleitet. Darüber 

hinaus betreiben NRO in 11 Mitgliedstaaten (BE, BG, CZ, 

EE, FR, CY, NL, AT, SK, FI und UK) alle Frauenhäuser, und 

in den übrigen 13 Mitgliedstaaten und in Kroatien wer-

den Frauenhäuser von NRO in Zusammenarbeit mit dem 

Staat betrieben. In keinem der 27 EU-Mitgliedstaaten 

oder Kroatien werden Frauenhäuser ausschließlich vom 

Staat betrieben.

Die Anzahl der Frauenhäuser reicht von einem einzigen in 

Zypern bis zu knapp über tausend im Vereinigten König-

reich. Auch die Anzahl der Plätze in Frauenhäusern ist 

eine wichtige Angabe. Vier Mitgliedstaaten konnten die 

Anzahl der Plätze in Frauenhäusern nicht angeben (BG, 

RO, FI und SE).

Der Europarat empfi ehlt als bewährtes Verfahren und 

als Mindeststandard mindestens einen Platz in einem 

Frauenhaus je 10 000 Einwohnerinnen und Einwohner. 

Nur fünf Mitgliedstaaten erfüllen diese Anforderung (ES, 

LU, MT, NL und SI) (Abbildung 2.2.4).

Abbildung 2.2.4:  Anzahl der verfügbaren Plätze in Frauenhäusern in der EU-27 

und Kroatien (HR), 2012

Quelle: Datenerhebung vom März–April 2012, Überprüfung im November 2012; Eurostat, Bevölkerungsstatistik (demo_r_d2jan).
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Im Hinblick auf die geografi sche Verteilung gibt es in 

18 Mitgliedstaaten (BE, DK, DE, EE, IE, ES, FR, IT, LU, MT, 

NL, AT, PT, RO, SI, SK, SE und UK) und Kroatien in allen 

oder den meisten Regionen/Staaten Frauenhäuser. In 

vier Mitgliedstaaten gibt es lediglich in größeren Städten 

Frauenhäuser (BG, CZ, EL und FI), und in zwei Mitglied-

staaten (CY und PL) nur in der Hauptstadt.

Von allgemeinen Notunterkünften 

angebotene temporäre oder krisenbezogene 

Unterbringungsmöglichkeiten

Temporäre Unterbringungen werden gelegentlich 

genutzt, um den Mangel an Frauenhäusern zu überbrü-

cken oder um Frauen aufzunehmen, die in Frauenhäu-

sern aus Kapazitätsgründen nicht untergebracht werden 

können. Das Hilfsangebot dieser Notunterkünfte ist nicht 

auf die spezifi schen Bedürfnisse von Frauen zugeschnit-

ten, die Opfer von Gewalt in der Partnerschaft geworden 

sind; daher fallen diese Einrichtungen auch nicht unter 

die Defi nition des Begriff s „Frauenzentren“ in diesem 

Bericht.

Mit Ausnahme eines Mitgliedstaats (CY) verfügen alle 

27 Mitgliedstaaten und Kroatien über allgemeine Not-

unterkünfte, die für Frauen, die Opfer von Gewalt in der 

Partnerschaft geworden sind, vorübergehende Unter-

kunftsmöglichkeiten dieser Art anbieten. In Zypern gibt 

es zwar keine allgemeinen Notunterkünfte, doch haben 

Frauen, die Opfer von Gewalt in der Partnerschaft gewor-

den sind, Zugang zu temporären bzw. krisenbezogenen 

Unterkünften in Hotels, wenn das Frauenhaus voll belegt 

ist. Die Kosten werden vom Staat übernommen.

‚Mutter-Kind-Dienste‘ sind weit verbreitet und in 25 Mit-

gliedstaaten (mit Ausnahme von DK und CY) zu fi nden. 

Für Kroatien liegen keine Daten vor. Unterbringungs-

möglichkeiten bei familiären Krisen stehen in 21 Mitglied-

staaten zur Verfügung (in allen Mitgliedstaaten außer EE, 

IT, CY, LV und AT). Fast alle Mitgliedstaaten (außer CY 

und FI) verfügen über Obdachlosenheime, die weibli-

chen Gewaltopfern off en stehen, doch gibt es in vielen 

Obdachlosenheimen keine Sicherheitsmaßnahmen.

In 10 Mitgliedstaaten gibt es andere Formen von zeit-

lich begrenzten Unterbringungsmöglichkeiten, wie zum 

Beispiel Unterbringungsmöglichkeiten für Flüchtlinge/ 

Migrantinnen und Migranten (EL, IT und AT), für Jugend-

liche (IT), für gefährdete/ausgegrenzte/in Not geratene 

Menschen (LU, NL und PT), sowie temporäre, auf Gewalt 

in der Partnerschaft spezialisierte Notunterkünfte/Zent-

ren, die jedoch nicht geschlechtsspezifi sch ausgerichtet 

sind (CZ und PL).

In 21 Mitgliedstaaten werden krisenbezogene Unterbrin-

gungsmöglichkeiten von NRO und vom Staat angeboten, 

während diese in fünf Mitgliedstaaten (BE, EE, FR, MT und 

NL) und Kroatien ausschließlich von NRO bereit gestellt 

werden. In manchen Mitgliedstaaten (ES, IT, LV, LT, PL, 

SK und FI) werden krisenbezogene Unterbringungs-

möglichkeiten auch von den Kommunalverwaltungen 

zur Verfügung gestellt, in Italien auch von religiösen 

Einrichtungen. In Luxemburg werden in allen krisenbe-

zogenen Unterbringungsmöglichkeiten Sicherheitsvor-

kehrungen getroff en. In sechs Mitgliedstaaten (EL, LV, 

MT, PL, PT und SI) sind in den meisten krisenbezogene 

Unterbringungsmöglichkeiten Sicherheitsmaßnahmen 

vorhanden, während in weiteren 14 Mitgliedstaaten (BE, 

BG, CZ, DE, IE, FR, IT, LT, HU, NL, RO, FI, SE und UK) nur in 

manchen krisenbezogenen Unterbringungsmöglichkei-

ten Sicherheitsvorkehrungen üblich sind. In Österreich 

werden in keiner der bestehenden krisenbezogenen 

Unterbringungsmöglichkeiten Sicherheitsmaßnahmen 

getroff en. Für vier Mitgliedstaaten (DK, EE, ES und SK) 

sowie für Kroatien lagen keine Daten vor.
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Empfehlungen

 � Angebot spezialisierter geschlechtersensiblerer Schutzunterkünfte, die den Empfehlungen des Europa-

rates von einem Platz je 10 000 Einwohnerinnen und Einwohner entsprechen; diese Hilfsdienste sollten:

 � allen Frauen, die Opfer von Gewalt in der Partnerschaft geworden sind, und ihren Kindern kostenlos 

zur Verfügung stehen;

 � staatlich fi nanziert sein, und diese Finanzierung sollte:

 � gesetzlich vorgeschrieben,

 � nachhaltig (langfristig);

 � und hoch genug sein, damit sie allen Frauen und Kindern, die eines solchen Schutzes bedürfen, 

angeboten werden kann;

 � öff entlich sichtbar/transparent sein;

 � über geschultes Personal verfügen, damit dieses fachkundige Beratung und Unterstützung in Fällen 

von Gewalt in der Partnerschaft zum Schutz von Frauen und Kindern und zur Beendigung der Gewalt 

sowie zur Förderung der Erholung und zur Stärkung von weiblichen Gewaltopfern zur Verfügung 

stellen kann;

 � Zugang und angemessene Unterstützung für Migrantinnen, Minderheiten angehörenden und asyl-

suchenden Frauen unabhängig von ihrer Rechtsstellung sowie für ältere Frauen, lesbische, bisexuelle 

und transsexuelle (LBT) Frauen und für Frauen und Kinder mit Behinderungen anbieten;

 � mehrsprachige Unterstützung anbieten;

 � zusätzliche Hilfsdienste für Kinder durch speziell geschultes Personal anbieten;

 � über Sicherheitsvorkehrungen verfügen und die Schweigepfl icht einführen und diese wahren;

 � geografi sch angemessen verteilt sein;

 � eine Reihe von ambulanten Hilfsleistungen einschließlich Beratung, Rechtsauskunft und aufsuchende 

Beratung anbieten.

 � In jeder Region sollte mindestens ein Frauenhaus 7 Tage lang rund um die Uhr geöff net sein.

2.2.5. Leitfaden zu verfügbaren 

Hilfsdiensten/Offi  zielle 

Informationen im Internet

Öff entliche Informationen über Hilfsdienste beziehen 

sich auf Leitfäden zu der verfügbaren Unterstützung 

und zu offi  ziellen Informationen im Internet zum Thema 

Gewalt gegen Frauen. Die Bereitstellung von Informatio-

nen für Frauen, die Opfer von Gewalt in der Partnerschaft 

geworden sind, ist für sie unverzichtbar, damit sie über 

das Angebot an Hilfsdiensten und andere Möglichkei-

ten für ihre Sicherheit und ihren Schutz informiert sind. 

Außerdem ist dies eine sinnvolle Möglichkeit, die Öff ent-

lichkeit für diese Problematik zu sensibilisieren.

Alle 27 Mitgliedstaaten und Kroatien haben Daten zur 

Verfügbarkeit öffentlicher Informationen über Hilfs-

dienste für Frauen geliefert. 26 Mitgliedstaaten und Kro-

atien stellen öff entliche Informationen über Hilfsdienste 

für Frauen in unterschiedlichen Formaten zur Verfügung. 

In Bulgarien liegen keine Informationen über Hilfsdienste 

für Frauen vor. Die meisten Mitgliedstaaten (außer RO), 

die Informationen über Hilfsdienste veröff entlichen, stel-

len diese über die Website ihrer Behörden zur Verfügung. 

Fast alle Mitgliedstaaten (außer HU und SK) und Kroatien 

haben diese Informationen in die Websites der Anbieter 

dieser Hilfsdienste eingepfl egt. Nahezu alle Mitgliedstaa-

ten (mit Ausnahme von EL, HU und MT) veröff entlichen 

sie auf den Websites von Frauenorganisationen.
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In 23 Mitgliedstaaten (alle Mitgliedstaaten außer BG, LV, 

HU und RO) und Kroatien liegen Informationsbroschüren 

an öff entlichen Plätzen aus. In fast allen Mitgliedstaaten 

(ausgenommen BG, EE, EL, LV, HU und RO) stellen auch 

die Gesundheitsdienste Informationen zur Verfügung. 

In 19 Mitgliedstaaten (BE, CZ, DK, EE, EL, ES, FR, IT, CY, LV, 

LU, MT, NL, AT, PL, PT, SI, FI und UK) und Kroatien werden 

Informationen im Fernsehen ausgestrahlt, und in noch 

weit mehr Ländern werden sie auch über den Rundfunk 

verbreitet (außer in BG, HU, RO und SK sowie in HR; in DE 

lagen diesbezüglich keine Daten vor).

Fast alle Mitgliedstaaten stellen Informationen über Hilfs-

dienste für Frauen, die Opfer von Gewalt in der Partner-

schaft geworden sind, auch in anderen Sprachen, etwa 

in Minderheitensprachen und in Englisch, zur Verfügung. 

Zu den häufi gsten Minderheitensprachen gehören Fran-

zösisch, Spanisch, Türkisch, Arabisch und Russisch.

Abbildung 2.2.5:  Informationen über Hilfsdienste für Frauen, die Opfer von Gewalt in 

der Partnerschaft geworden sind in der EU-27 und Kroatien (HR), 2012
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Quelle: Datenerhebung vom März–April 2012, Überprüfung im November 2012.

Empfehlungen

 � Informationen über Hilfsdienste sollten:

 � auf den Internetseiten von Behörden und von Hilfsdiensten für Frauen,

 � in alternativen, häufi g gesprochenen Sprachen,

 � für Frauen, die unter Hör- und Sehstörungen leiden,

 � in verschiedenen Zusammenhängen, einschließlich Schulen und medizinischen Einrichtungen,

 � in unterschiedlichen Formaten

 � regelmäßig zur Verfügung gestellt werden.

 � Hilfsdienste für Frauen sollten durch eine Basisfi nanzierung unterstützt werden, damit sie ihre Dienst-

leistungen öff entlich bekannt machen und Informationen zu Fragen der Sicherheit und zum Unterstüt-

zungsangebot zur Verfügung stellen können.
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2.2.6. Sondereinheiten der Polizei 

oder Einsatzgruppen zur 

Unterstützung der Opfer 

Sondereinheiten der Polizei oder Einsatzgruppen stellen 

Notfallhilfe oder Unterstützung für die Sicherheit in Kri-

sensituationen zum Schutz von Frauen zur Verfügung; 

Schutz ist damit ihre vorrangige Aufgabe. Sie spielen eine 

spezifi sche Rolle bei der Unterstützung von Frauen, die 

Opfer von Gewalt in der Partnerschaft geworden sind. 

Sie müssen Tätern unmissverständlich klar machen, dass 

Gewalt in der Partnerschaft von den Behörden ernst 

genommen wird und sich auf den Erfolg der Ermittlun-

gen und der Strafverfolgung auswirken kann. Sowohl 

Expertinnen und Experten als auch Polizeibeamtinnen 

und -beamte, die an der Basis arbeiten, spielen eine wich-

tige Rolle, wenn es darum geht, Täter zur Rechenschaft 

zu ziehen.

16 Mitgliedstaaten berichten, dass sie Sondereinheiten 

der Polizei/speziell geschultes Polizeipersonal eingesetzt 

haben (BE, CZ, DK, DE, IE, ES, FR, IT, CY, MT, AT, PT, SI, FI, SE 

und UK), es verfügen jedoch nicht alle über landesweite 

Daten zur Zahl der Sondereinheiten/Einsatzgruppen, 

die speziell in der Unterstützung von Frauen geschult 

sind, die Opfer von Gewalt in der Partnerschaft gewor-

den sind. Acht Mitgliedstaaten (CZ, DK, IE, FR, IT, CY, MT 

und PT) haben die Zahl der Sondereinheiten der Polizei 

angegeben, und sechs (BE, IE, ES, FR, AT und SI) haben 

auch Daten zu speziell geschultem Personal übermittelt. 

In neun Mitgliedstaaten (DK, IE, FR, IT, CY, MT, AT, PT und 

SE) sind in allen Regionen Sondereinheiten der Polizei/

Einsatzgruppen vorhanden, in Belgien in den meisten 

Gebieten. In zwei anderen Mitgliedstaaten (CZ und ES) 

sind sie nur in bestimmten Gebieten im Einsatz.

Empfehlungen

 � Eine spezialisierte, geschulte Bedienstete oder ein spezialisierter, geschulter Bediensteter in jeder Poli-

zeidienststelle und/oder eine Einheit, die sicherstellt, dass alle Polizeibeamtinnen und -beamten, die an 

der Basis arbeiten, über ein Grundverständnis von Gewalt in der Partnerschaft verfügen und mit den 

Interventions- und Schutzprotokollen vertraut sind.

 � Die Protokolle sollten Angaben darüber enthalten, wie:

 � rasch zum Schutz von Frauen vor erneuter Gewalt reagiert werden kann, ggf. durch Festnahme der 

Täter;

 � eingehende Ermittlungen durchgeführt werden müssen, die zur Strafverfolgung führen.

 � Sondereinheiten der Polizei, die in jedem Bezirk vorhanden sind, führen Ermittlungen durch oder unter-

stützen diese, beschaff en Beweise und bringen die Fälle vor Gericht, wo sie erfolgreich verfolgt werden.

 � Enge Zusammenarbeit zwischen den Polizeikräften und Nichtregierungsorganisationen bei der Bereit-

stellung von Hilfsdiensten für Frauen.

2.2.7. Rechtsberatung für Opfer

Dienstleistungen, die einige Frauen, die Opfer von Gewalt 

in der Partnerschaft geworden sind, für ihren Erholungs-

prozess und den Aufbau eines neuen Lebens benötigen; 

hierzu gehören die Erwirkung einer einstweiligen Ver-

fügung oder einer zivilrechtlichen Schutzanordnung, 

die Beantragung einer Scheidung, die Lösung von Pro-

blemen bezüglich des Sorgerechts für  Kinder oder des 

Kontakts mit dem Kind sowie Rechtsberatung zu Einwan-

derungsfragen oder Aufenthaltsrechten. Diese Arten von 

Rechtsdienstleistungen sollten kostenlos oder zu einem 

erschwinglichen Preis angeboten und Frauen, die Opfer 

von Gewalt in der Partnerschaft geworden sind, zugäng-

lich gemacht werden.

Die Inanspruchnahme einer auf ihre Bedürfnisse zuge-

schnittenen Rechtsberatung ist für Frauen, die Opfer von 
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Gewalt in der Partnerschaft geworden sind, ein wichti-

ger Schritt, um ihr Recht auf Schutz wahrzunehmen und 

sich ein neues Leben aufzubauen. Es ist wichtig, dass die 

Dienste von Angehörigen der Rechtsberufe angeboten 

werden, die in Fragen der Gewalt gegen Frauen ein-

schließlich von Gewalt in der Partnerschaft geschult sind.

Rechtsberatung für Opfer wird in den meisten Mitglied-

staaten und Kroatien kostenlos oder teilweise kostenlos 

angeboten (kostenlos in BE, DK, EL, ES, FR, IT, CY, LT, LU, 

HU, MT, AT, RO, FI und HR; teilweise kostenlos in BG, CZ, 

EE, IE, LV, PL, PT, SI, SK, SE und UK). In manchen Fällen 

hängt die Erbringung dieser Dienstleistung von einer 

Bedarfsprüfung ab (IE, MT und SI).

Die Vergleichbarkeit der Daten ist allerdings aufgrund 

der unterschiedlichen Defi nitionen des Angebots an 

Dienstleistungen begrenzt. Im Vereinigten Königreich 

beispielsweise wird Rechtsberatung von Personal ange-

boten, das speziell für die Arbeit mit Frauen, die Opfer von 

Gewalt in der Partnerschaft geworden sind, geschult ist. 

In Finnland überschneidet sich dieser Dienst mit anderen 

Arten von Rechtsdienstleistungen, und die Informatio-

nen laufen nicht zentral zusammen, was bedeutet, dass 

Rechtsberatung von einem Krisenzentrum für Vergewal-

tigungsopfer und von allgemeinen Unterstützungszent-

ren für Opfer angeboten wird. In den Niederlanden gibt 

es keine spezialisierte Rechtsberatung für Frauen, die 

Gewalt in der Partnerschaft ausgesetztsind, allerdings 

gibt es eine Reihe von Organisationen, die Opfer von 

häuslicher Gewalt unterstützen (Slachtoff erhulp Neder-

land). In Polen wird Frauen, die Opfer von häuslicher 

Gewalt geworden sind, kostenlose Rechtsberatung von 

der Staatsanwaltschaft oder von speziellen Einrichtun-

gen angeboten. In Deutschland ist Rechtsberatung für 

Frauen kostenpfl ichtig; diese Auslagen werden ihnen nur 

dann ganz oder teilweise erstattet, wenn sie einen ent-

sprechenden Antrag stellen und sich einer Beurteilung 

unterziehen, bei der geprüft wird, ob sie den Kriterien 

entsprechen. In Spanien hat eine Frau, die Opfer von 

Gewalt in der Partnerschaft geworden ist, aufgrund des 

Gesetzes Anspruch auf sofortige Rechtsberatung, muss 

allerdings einen Antrag auf kostenlose Rechtsberatung 

stellen. Kostenlose Rechtsberatung ist einkommensab-

hängig (Bedürftigkeitsprüfung); falls der Antrag abschlä-

gig beschieden wird, müssen Frauen für die in Anspruch 

genommenen Rechtsdienstleistungen aufkommen. In 

Schweden, wo diese Dienstleistung gesetzlich vorge-

schrieben ist, werden nur die ersten beiden Stunden 

zu einem Satz angeboten, der unter dem üblichen Satz 

liegt. Wer Opfer einer Straftat geworden ist, kann darüber 

hinaus auch kostenlose Rechtsberatung als Geschädigte 

in Anspruch nehmen, nachdem ein Ermittlungsverfahren 

eingeleitet wurde (20).

In 14 Mitgliedstaaten (BE, BG, DK, IE, ES, FR, LT, HU, MT, 

AT, PT, FI, SE und UK) wird Rechtsberatung in allen Regi-

onen angeboten. In 10 weiteren Mitgliedstaaten (DE, 

EE, EL, IT, CY, LV, PL, RO, SI und SK) und in Kroatien wird 

Rechtsberatung in den meisten Regionen angeboten. 

In Luxemburg werden diese Dienstleistungen nur in der 

Hauptstadt angeboten. In der Tschechischen Republik 

besteht ein solches Angebot nur in den Großstädten.

Empfehlungen

 � Rechtsberatung sollte:

 � kostenlos sein;

 � von qualifi ziertem Personal angeboten werden, das in der Unterstützung von Frauen, die Opfer von 

Gewalt in der Partnerschaft geworden sind, geschult ist;

 � für den Fall, dass sie von regulären juristischen Diensten angeboten wird, von Rechtsberaterinnen 

und Rechtsberatern durchgeführt werden, die in Fragen der Gewalt in der Partnerschaft geschult sind;

 � auch Fragen wie Unterbringung, Eigentum, Finanzen, Sorgerecht für  Kinder und andere einschlägige 

Bereiche umfassen, damit gewährleistet ist, dass die Rechte von Frauen geschützt werden und auf 

ihre Bedürfnisse eingegangen wird.

 � Prozesskostenhilfe bei allen Anträgen auf Erlass von Schutzanordnungen sollte kostenlos und leicht 

zugänglich sein.
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2.2.8. Unterstützung für Frauen 

beim (Wieder-)Einstieg in 

den Arbeitsmarkt

Eine Form von Unterstützung für Frauen, die Opfer von 

Gewalt in der Partnerschaft geworden sind, und die ihnen 

dabei helfen kann, ihr Leben wieder aufzubauen, sind 

Arbeitsförderungsprogramme, die gezielt Frauen, die 

Opfer von Gewalt in der Partnerschaft geworden sind, 

unterstützen, um (wieder) Fuß auf dem Arbeitsmarkt zu 

fassen. Das Angebot von Arbeitsvermittlungsdiensten 

gilt bei der Bereitstellung von langfristiger Hilfe als unum-

gänglich, da Beschäftigung Unabhängigkeit schaff t und 

kann Frauen dabei helfen kann, soziale Ausgrenzung und 

Armut zu vermeiden.

Sechs Mitgliedstaaten (EL, ES, FR, IT, LT und AT) und 

Kroatien verfügen über spezifi sche Arbeitsförderungs-

programme, die Frauen, die Opfer von Gewalt in der Part-

nerschaft geworden sind, bei ihrem (Wieder-)Einstieg in 

den Arbeitsmarkt helfen. Diese Programme, die in man-

chen Mitgliedstaaten (IT und AT) von Beratungsstellen 

für Frauen betrieben werden, gibt es in jeder Region 

(AT) bzw. in den meisten Regionen (EL, ES, IT und HR). 

In Frankreich und Litauen wurden keine Daten über ihre 

Verbreitung in den Regionen übermittelt. Mehrere Mit-

gliedstaaten haben Daten zu allgemeinen Programmen, 

die allen off en stehen, einschließlich Frauen, die Opfer 

von Gewalt in der Partnerschaft geworden sind, über-

mittelt (BG, IE, ES, CY, MT, PL und SE). In Malta gibt es ein 

allgemeines Arbeitsförderungsprogramm für Gruppen 

von Frauen, die von Mehrfachdiskriminierung betroff en 

sind. In Irland gibt es sowohl allgemeine Programme als 

auch ein spezifi sches Programm, das sich ausschließ-

lich an weibliche Gewaltopfer wendet (21). In Spanien 

erhalten Frauen, die für eine Wiedereingliederung in 

den Arbeitsmarkt nicht in Frage kommen, fi nanzielle 

Unterstützung (22).

Empfehlungen

 � Arbeitsförderungs- und Aus- und Weiterbildungsprogramme sollten:

 � von Personal durchgeführt werden, das speziell in Fragen der Gewalt gegen Frauen und der Gewalt in 

der Partnerschaft (als Teil eines spezialisierten oder allgemeinen Hilfsdienstes) umfassend geschult ist;

 � regelmäßig angeboten werden;

 � für die Eingliederung und die Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt geeignet sein;

 � mehrsprachige Unterstützung anbieten;

 � in jeder Region verfügbar sein.

 � Es sollte neben den Arbeitsförderungsprogrammen eine gewisse Zeit lang auch eine Einkommensbeihilfe 

bereitgestellt werden, die nicht an die Verpfl ichtung geknüpft ist, eine Arbeit zu suchen.

 � Es sollten Qualitätskriterien aufgestellt werden, anhand derer solche Programme regelmäßig bewertet 

werden.

2.2.9. Gesundheitsprotokolle für 

die Opfer

Gesundheitsprotokolle, die Standards für Untersuchun-

gen, Überweisungen, Eingriffe, Dokumentation und 

Bewertung vorgeben. Gesundheitsprotokolle sind die 

Maßnahmen seitens von Fachkräften im Gesundheitswe-

sen für Frauen, die Opfer von Gewalt in der Partnerschaft 

geworden sind. Sie müssen den spezifi schen Bedürfnis-

sen von Frauen, die Gewalt in der Partnerschaft erlebt 

haben, entsprechen. Es ist überaus wichtig, dass die dabei 

angebotenen Gesundheitsdienstleistungen von höchster 

Qualität sind, die Sicherheit der Frauen gewährleisten 

und sie beim Erholungsprozess unterstützen.
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Elf Mitgliedstaaten (BE, CZ, IE, ES, CY, LV, NL, AT, SK, FI 

und UK) und Kroatien berichten, dass sie nationale 

Gesundheitsprotokolle eingeführt haben. Acht Mit-

gliedstaaten verfügen über nationale Protokolle in allen 

genannten Gesundheitseinrichtungen: Krankenhäu-

ser, Notfalldienste, Entbindungskliniken, reproduktive 

Gesundheitsdienste, Allgemeinmedizinerinnen und  

Allgemeinmediziner und psychosoziale Dienste (BE, CZ, 

ES, CY, NL, AT, SK und UK). Neun Mitgliedstaaten (BE, CZ, 

IE, ES, CY, NL, AT, SK und UK) und Kroatien verfügen über 

nationale Gesundheitsprotokolle in Krankenhäusern und 

Notfalldiensten. In Lettland gibt es nur bei reproduktiven 

Gesundheitsdiensten nationale Gesundheitsprotokolle, 

und in Finnland werden diese nur in Entbindungskliniken 

angeboten. In Kroatien und Irland gibt es bei reprodukti-

ven Gesundheitsdiensten und Allgemeinmedizinerinnen 

und Allgemeinmedizinern keine Gesundheitsprotokolle. 

Darüber hinaus gibt es in Kroatien in Entbindungskli-

niken und psychosozialen Diensten ebenfalls keine 

Gesundheitsprotokolle.

Empfehlungen

 � Es sollten auf nationaler Ebene Gesundheitsprotokolle für spezifi sche Berufe eingeführt werden, insbe-

sondere für Allgemeinmedizinerinnen und Allgemeinmediziner, Krankenhauspersonal, Psychologinnen 

und Psychologen bzw. Psychiaterinnen und Psychiater, Familienplanungsdienste wie Entbindungspfl e-

gerinnen und -pfl eger und Gesundheitsbeauftragte bzw. Gesundheitsbehörden.

 � Allgemeinmedizinerinnen und Allgemeinmediziner sollten darin geschult sein, die Bedürfnisse von weib-

lichen Gewaltopfern zu erkennen und darauf einzugehen, und sie sollten mit Gesundheitsprotokollen 

vertraut sein.

 � Jedes Krankenhaus sollte über eine spezialisierte, geschulte Fachkraft verfügen, die dafür Sorge trägt, 

dass alle Krankenhausangestellten, die mit Patientinnen in Kontakt kommen:

 � darauf vorbereitet sind, die physischen und psychischen gesundheitlichen Bedürfnisse von Frauen, 

die von Gewalt in der Partnerschaft betroff en sind, zu erkennen und darauf einzugehen;

 � über ein Grundverständnis von Gewalt in der Partnerschaft verfügen;

 � mit den Eingriff s- oder Schutzprotokollen vertraut sind.

 � Das Personal sollte regelmäßig in der Verwendung und den Vorteilen von Protokollen geschult werden.

 � Protokolle sollten sich mit folgenden Punkten befassen:

 � Standards für Routineuntersuchungen, Bewertung und Evaluierung;

 � Dokumentationsbögen einschließlich Fotodokumentation;

 � Vertraulichkeit, um die Sicherheit und den Schutz von weiblichen Gewaltopfern zu gewährleisten (23);

 � Standards für die Speicherung von Unterlagen/den Datenschutz/die Verwendung bei Gerichtsverfahren;

 � Meldung von Vorfällen von Gewalt in der Partnerschaft an die Behörden;

 � Schulungen im Bereich Gewalt gegen Frauen/häusliche Gewalt sollten im Rahmen der Grundaus-

bildung von Fachkräften des Gesundheitswesens (gesetzlich vorgeschrieben) durchgeführt werden.

2.2.10. Koordination des öff entlichen 

Unterstützungssystems

Das öff entliche Unterstützungssystem wird auf nationa-

ler, regionaler und lokaler Ebene koordiniert. Die Koor-

dination auf nationaler Ebene ist unentbehrlich, weil 

dadurch die Koordination auf allen Ebenen gewährleis-

tet wird. Es ist wichtig, dass sie auch in nationalen Akti-

onsplänen verankert ist, denn sie ist für die politische 

Entscheidungsfi ndung von maßgeblicher Bedeutung.
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In allen 27 Mitgliedstaaten und Kroatien wird das 

öff entliche Unterstützungssystem auf nationaler Ebene 

koordiniert – in Form eines nationalen Aktionsplans, 

einer nationalen Strategie oder anderen Maßnahmen. 

25 Mitgliedstaaten (alle außer AT und RO) und Kroatien 

verfügen über einen NAP oder über eine nationale Stra-

tegie, die sich mit dem Thema Gewalt gegen Frauen oder 

häusliche Gewalt befasst. In Österreich und Rumänien 

wird das Fehlen eines NAP und/oder einer nationalen 

Strategie durch andere Maßnahmen ausgeglichen, die 

sich mit Gewalt gegen Frauen oder häuslicher Gewalt 

befassen. 16 Mitgliedstaaten haben nationale Strategien 

zur Koordination des Hilfsangebots auf lokaler Ebene (DK, 

DE, IE, EL, ES, FR, IT, CY, LV, LU, NL, PL, PT, SI, FI und UK) ver-

abschiedet. Die übrigen 11 Mitgliedstaaten und Kroatien 

verfügen nicht über eine solche Struktur.

Abbildung 2.2.6:  Maßnahmen in der EU-27 und Kroatien (HR) zur Bekämpfung von Gewalt 

gegen Frauen, 2012

Quelle: Datenerhebung vom März–April 2012, Überprüfung im November 2012 sowie Sekundärquellen.

Empfehlungen

 � Schaff ung eines fi nanziell angemessen ausgestatteten Netzwerks von Hilfsdiensten für Frauen, die inner-

halb und zwischen den Einrichtungen ein einheitliches Angebot bereitstellen.

 � Eine einheitliche Defi nition des Begriff s „Gewalt in der Partnerschaft“  sowie  ein einheitliches Verständnis 

der geschlechtsspezifi schen  Dimension von Gewalt gegen Frauen.

 � Ein starkes Engagement aller einschlägigen Einrichtungen einschließlich NRO, die spezialisierte Hilfsdienste 

für Frauen, die Opfer von Gewalt in der Partnerschaft geworden sind, und für ihre Kinder bereitstellen.

 � Anerkennung der Fachkompetenz spezialisierter NRO.

 � Es sollten Protokolle mit Vereinbarungen zu folgenden Themen erstellt werden:

 � Informationsaustausch, Vertraulichkeit und Genehmigungen;

 � Aufgaben und Arbeitsmethoden einschließlich Aufteilung der Macht;

 � Absprache mit Frauen, die Opfer von Gewalt geworden sind, und ihren Kindern.

 � Es sollten langfristige Ziele und Grundsätze der Zusammenarbeit vereinbart werden.

 � Es sollten Finanzmittel zur Unterstützung von Koordinationsforen bereitgestellt werden.

 � Eine regelmäßige Überwachung und Evaluierung sind erforderlich.
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2.2.11. Spezialisierte Hilfsdienste 

für gefährdete Gruppen

Spezifi sche Gruppen von Frauen, die Opfer von Gewalt 

in der Partnerschaft geworden sind, sind aufgrund ihrer 

besonderen Bedürfnisse, die ihrer Mehrfachdiskrimi-

nierung geschuldet sind, noch stärker gefährdet. Sie 

müssen aufgrund ihrer Bedürfnisse von spezialisierten 

Hilfsdiensten betreut werden, wenn sie darüber hin-

aus auch mit Gewalt in der Partnerschaft konfrontiert 

und davon betroff en sind. Solche Bedürfnisse können 

eine sprachliche Unterstützung, zugangserleichternde 

Dienste,  behindertengerechte Zugänge für Menschen 

im Rollstuhl, ein Unterstützungsangebot für taube und 

blinde Frauen oder auch Personal erfordern, das darin 

geschult ist, mit Frauen mit Lernschwierigkeiten zu 

arbeiten. Dies sind Dienstleistungen, die nur von spe-

ziell geschultem Personal, von Einrichtungen, die einen 

barrierefreie Zugang gewährleisten, oder anderen Ein-

richtungen erbracht werden können.

In 19 Mitgliedstaaten konnten für Frauen, die Mehrfach-

diskriminierung ausgesetzt sind, keine spezialisierten 

Hilfsdienste ermittelt werden. In acht Mitgliedstaaten 

(DE, ES, CY, AT, SI, FI, SE und UK) und Kroatien gibt es 

mindestens einen spezialisierten Hilfsdienst für Frauen, 

die Opfer von Gewalt in der Partnerschaft geworden und 

von Mehrfachdiskriminierung betroff en sind. In drei die-

ser Mitgliedstaaten (ES, SE und UK) werden Hilfsdienste 

für alle Gruppen von Frauen - Migrantinnen, ethnischen 

Minderheiten angehörende Frauen, Flüchtlinge, lesbi-

sche, bisexuelle und transsexuelle (LBT) Frauen, Frauen 

mit Behinderungen und Mädchen und junge Frauen - 

angeboten. Ein eingeschränktes Hilfsangebot gibt es in 

zwei weiteren Mitgliedstaaten (CY und SI) und Kroatien. 

Die Hilfsdienste werden überwiegend von Frauenhäu-

sern und Frauenzentren für Opfer von Gewalt in der 

Partnerschaft zur Verfügung gestellt.

Abbildung 2.2.7:  Vorhandensein von Hilfsdiensten für Frauengruppen, die von 

Mehrfachdiskriminierung betroff en sind, in EU-27 und HR, 2012

Quelle: Datenerhebung vom März–April 2012, Überprüfung im November 2012.
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Empfehlungen

 � Das Angebot sollte so gestaltet sein, dass die Dienstleistungen den zusätzlichen Bedürfnissen von Frauen, 

die Opfer von Gewalt in der Partnerschaft geworden und von Mehrfachdiskriminierung betroff en sind, 

gerecht werden, u. a.

 � regelmäßig geschultes Personal, das den zusätzlichen Bedürfnissen gerecht wird;

 � Bereitstellung von Beratung/Betreuung/Informationen in den wichtigsten Minderheitensprachen;

 � Beseitigung von Hindernissen beim Zugang zum Hilfsangebot durch die Bereitstellung geeigneter 

Hilfsmittel und Anpassungen, Gebärdensprache, Zugang für Rollstühle und Unterstützung für lern-

behinderte Frauen.
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3. Schlussfolgerungen 
und Empfehlungen

Die Bereitstellung von spezialisierten Hilfsdiensten für 

Frauen, die Opfer von häuslicher Gewalt geworden 

sind, ist eine Grundvoraussetzung, damit sie vor Gewalt 

geschützt und in die Lage versetzt werden, sich zu erho-

len und ihr Leben wieder aufzubauen. Sie ist eine der drei 

strategischen Ziele der PAP zum Thema Gewalt gegen 

Frauen, die den Staaten die Verpfl ichtung auferlegt, inte-

grierte Maßnahmen zur Verhütung und Beseitigung von 

Gewalt gegen Frauen zu ergreifen. Zwar sind in der EU bei 

der Bereitstellung von Hilfsdiensten für Frauen, die Opfer 

von häuslicher Gewalt geworden sind, Fortschritte zu 

verzeichnen, doch sind konkretere Aktionen erforderlich.

Die vor kurzem erlassene Richtlinie 2012/29/EU des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 

2012 über Mindeststandards für die Rechte, die Unter-

stützung und den Schutz von Opfern von Straftaten trägt 

zur Verwirklichung dieses Ziels bei.

Gesetzgeberische und politische 

Maßnahmen zur Bekämpfung von 

häuslicher Gewalt gegen Frauen

In den EU-Mitgliedstaaten und Kroatien wird ein aner-

kannter gemeinsamer Ansatz gegenüber von Gewalt 

gegen Frauen verfolgt, der die Problematik in den grö-

ßeren Zusammenhang der Menschenrechte und der 

Gleichstellung der Geschlechter stellt. Die nationalen 

Aktionspläne der EU-Mitgliedstaaten und Kroatiens 

tragen diesem gemeinsamen Ansatz Rechnung. Aller-

dings berufen sich manche rechtlichen Maßnahmen, die 

zur Bekämpfung von häuslicher Gewalt gegen Frauen 

ergriff en werden, manchmal eher auf den allgemeinen 

Rahmen des Schutzes der Familie und weniger auf den 

gemeinsamen, auf Menschenrechten und Geschlechter-

gleichstellung beruhenden Ansatz. Zwar ist es wichtig, 

dass häusliche Gewalt gegen Frauen als Straftat aner-

kannt wird, doch kann ein geschlechtsneutraler Ansatz 

dazu führen, dass die eigentlichen Ursachen der Gewalt 

von Männern gegen Frauen nicht beseitigt werden. 

Derzeit haben nur vier Mitgliedstaaten (ES, FR, PT und 

SE) häusliche Gewalt gegen Frauen ausdrücklich als eine 

Form der geschlechtsbasierten Gewalt zum Straftatbe-

stand erklärt.

Damit die Kriminalisierung von häuslicher Gewalt gegen 

Frauen die gewünschte Wirkung zeitigen kann, ist es 

erforderlich, das Strafrecht umzusetzen und Sanktionen 

zu verhängen. Trotz der zunehmenden Kriminalisierung 

von häuslicher Gewalt gegen Frauen bestehen bei der 

Umsetzung nach wie vor Lücken, wobei im Vergleich zur 

Anzahl der gemeldeten Fälle zu selten ein Strafverfahren 

eingeleitet wird und die Strafen nur selten so ausfallen, 

dass sie abschreckend wirken. Der Versuch, Strafbar-

keitslücken zu schließen, würde voraussetzen, dass alle 

Ausnahmeregelungen im Strafrecht – allgemein oder in 

spezifi schen Gesetzen – aufgehoben werden, einschließ-

lich der Ausnahme, wonach jede Strafverfolgung eine 

öff entliche Angelegenheit darstellt; ferner, dass auch die 

Verpfl ichtung aufgehoben wird, dass Opfer Beschwerde 

einlegen oder Privatklage erheben müssen, bevor straf-

rechtliche Ermittlungen eingeleitet werden. Zudem 

würde eine geschlechtsspezifi sche Analyse in Zusam-

menhang mit der Kriminalisierung dafür sorgen, dass 

die diskriminierende Dimension von häuslicher Gewalt 

gegen Frauen nicht außer Acht gelassen und häusliche 

Gewalt nicht weniger ernst genommen wird als öff ent-

liche Gewalt. Ebenso wichtig sind die Umsetzung des 

Strafrechts und die Verhängung von Strafen; bleibt dies 

aus, gilt dies als Hauptgrund dafür, dass die Täter straf-

frei ausgehen (24). Die Bewältigung dieses Problems ist 

zusammen mit der Schließung der Strafbarkeitslücken 

ein wichtiger Indikator für das zukünftige Engagement 

der EU-Mitgliedstaaten und Kroatiens, der Straff reiheit 

von häuslicher Gewalt gegen Frauen ein Ende zu setzen.
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Die Sicherheit von Frauen stellt für viele Mitgliedstaaten 

eine Priorität dar, und die Möglichkeit des Erlasses von 

Schutzanordnungen wird zunehmend genutzt. Allerdings 

werden diese in sehr unterschiedlichem Maße umgesetzt, 

und dies gilt auch für ihre dokumentierte Wirksamkeit. Die 

Unterschiede sind teilweise auf die verschiedenen Rechts-

ordnungen in der EU zurückzuführen. Die Möglichkeit, von 

den Erfahrungen anderer Mitgliedstaaten zu lernen, der 

Austausch und die Übernahme erfolgversprechender Ver-

fahren in unterschiedlichen nationalen Zusammenhängen 

können dabei helfen, beim Erlass von Schutzanordnungen 

ein höheres Maß an Effi  zienz zu bewirken.

In 15 Mitgliedstaaten gibt es Rechtsvorschriften für 

Täterprogramme, allerdings werden diese nicht in allen 

Fällen auch angeboten. Die Bewertung der Effi  zienz die-

ser Programme gestaltet sich schwierig, da nur wenige 

Evaluierungen überhaupt stattfi nden. Es gibt zudem in 

oder zwischen den Ländern keine einheitlichen Stan-

dards oder Ansätze. Nicht alle Täterprogramme arbeiten 

mit Hilfsdiensten für weibliche Gewaltopfer zusammen, 

auch wenn dies eine unabdingbare Voraussetzung für die 

Sicherheit und den Schutz der Frauen ist. Es wurden Leitli-

nien für diese Art von Programmen ausgearbeitet (25), die, 

sofern sie umgesetzt werden, das Potenzial für die Verbes-

serung der Sicherheit von Frauen und für die Möglichkeit, 

die Täter zur Rechenschaft zu ziehen, verbessern würden.

Derzeit gibt es in 25 Mitgliedstaaten und Kroatien natio-

nale Aktionspläne zusammen mit Strategien zum Abbau 

von häuslicher Gewalt gegen Frauen, die unterschiedlich 

konzipiert und ausgestaltet sind — ein beachtlicher und 

begrüßenswerter Erfolg. Die meisten Mitgliedstaaten und 

Kroatien haben in ihrem nationalen Aktionsplan zur Koor-

dinierung ihrer Politik im Bereich häusliche Gewalt ein Sys-

tem der öff entlichen Unterstützung verankert. Es werden 

jedoch nur sehr wenige NAP überwacht und bewertet; 

daher ist es nicht möglich, ihre Wirksamkeit in Bezug auf 

die Koordination des öff entlichen Unterstützungssystems 

zu bewerten. Eine Verbesserung der Koordination setzt 

voraus, dass Protokolle zu den Strategien und Verfahren 

einschließlich zum Informationsaustausch und zur Einbin-

dung aller einschlägigen Einrichtungen eingeführt werden 

und dass die Fachkompetenz von NRO, die weiblichen 

Opfern von häuslicher Gewalt und ihren Kindern speziali-

sierte Hilfsdienste anbieten, anerkannt wird. Ebenso wich-

tig ist eine angemessene Ausstattung mit personellen und 

fi nanziellen Mitteln zur Unterstützung dieses Angebots an 

Diensten sowie ihrer Koordination.

Es wird empfohlen, dass Gender Mainstreaming syste-

matisch und durchgängig in allen Politikbereichen zur 

Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen integriert wird; 

hierzu sollten NAP aufgestellt werden. Dies setzt voraus, 

dass alle einschlägigen Einrichtungen und Behörden ihre 

Vorgehensweisen und ihr Regelwerk effi  zient koordinieren, 

geschlechtsspezifi sche Fragen sachgerecht angehen und 

eine geschlechtsbezogene Perspektive in ihre Arbeit inte-

grieren. Des Weiteren wird empfohlen, in dem NAP einen 

integrierten Ansatz zur Bekämpfung von häuslicher Gewalt 

gegen Frauen festzulegen, u. a. über das Angebot von 

Hilfsdiensten für alle Formen der Gewalt gegen Frauen. 

Wenn die Gemeinsamkeiten aller Formen von Gewalt 

gegen Frauen als Ursache und als Folge der Geschlech-

terungleichheit im weiteren Sinne anerkannt werden, so 

wäre dies wirksamer als Einzelmaßnahmen, mit denen nur 

eine einzige Form von Gewalt bekämpft wird.

Obwohl die Mitgliedstaaten und Kroatien in ihren NAP 

Schulungen von Fachkräften einen hohen Stellenwert 

beimessen, erfolgen diese häufi g völlig unsystematisch 

und sind auch nicht Teil der Grundausbildung; außerdem 

sind sie weder gesetzlich vorgeschrieben noch entspre-

chend finanziell gefördert. Außerdem behindern die 

Unterschiede beim Verständnis und der  Defi nition von 

häuslicher Gewalt gegen Frauen die Erhebung von Daten 

und führen dazu, dass in Aktionsplänen und Berichten 

der Schwerpunkt auf Schulungen gelegt wird, in denen 

hauptsächlich die Gewalt in der Familie einschließlich Kin-

desmisshandlung und nicht die häusliche Gewalt gegen 

Frauen an sich im Mittelpunkt steht.

Verbesserung der Hilfsdienste 

für Opfer

Die Bereitstellung von spezialisierten sofortigen und lang-

fristigen Hilfsdiensten ist unerlässlich, um den komplexen 

Bedürfnissen weiblicher Opfer von häuslicher Gewalt und 

ihrer Kinder gerecht zu werden. Es ist wichtig, dass diese 

Hilfsdienste zugänglich (kostenlos, geografi sch gut ver-
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teilt, mehrsprachig, behindertengerecht), langfristig und 

nachhaltig sind und von geschultem Personal erbracht 

werden, damit Opfer häuslicher Gewalt und ihre Kinder 

fachgerecht beraten, betreut und unterstützt werden 

können. Diese Hilfsdienste müssen für Migrantinnen, 

Minderheiten angehörende und asylsuchende Frauen 

unabhängig von ihrer Rechtsstellung sowie für ältere 

Frauen, lesbische, bisexuelle und transsexuelle (LBT) 

Frauen sowie für Frauen mit Behinderungen zugänglich 

sein. Es ist wichtig, alle Frauen vor Gewalt zu schützen 

und sie dabei zu unterstützen, sich zu erholen und ihr 

Leben wieder aufzubauen; dies beinhaltet auch die 

Möglichkeit, wirtschaftlich unabhängig zu werden, was 

beispielsweise über Programme für den (Wieder-)Einstieg 

in den Arbeitsmarkt gefördert werden sollte.

Der Umfang der bereitgestellten Hilfsdienste variiert 

innerhalb der EU im Hinblick auf die Ansätze, die Kapa-

zitäten, die Qualität und die geografische Verteilung 

erheblich (26). In manchen Ländern ist das Angebot an 

Hilfsdiensten für Frauen, die Opfer von häuslicher Gewalt 

geworden sind, nicht geschlechtsspezifi sch, sondern Teil 

der allen Opfern von häuslicher Gewalt angebotenen 

Hilfsdienste. Mit einem solchen Ansatz werden die Ursa-

chen der Gewalt gegen Frauen jedoch nicht bekämpft, 

und das Verständnis von Gewalt gegen Frauen als eine 

Form von Diskriminierung von Frauen wird dadurch 

untergraben. Es wird empfohlen, die Hilfsdienste so zu 

gestalten, dass sie den spezifi schen Bedürfnissen von 

Frauen, die Opfer von Gewalt geworden sind, und ihren 

Kindern gerecht werden, und dass von einem Verständnis 

der geschlechtsspezifi schen Dimension der häuslichen 

Gewalt gegen Frauen ausgegangen wird, die in den 

Kontext der Gleichstellung der Geschlechter und der 

Menschenrechte gestellt wird.

Eine nachhaltige Finanzierung, insbesondere für spezia-

lisierte Hilfsdienste für Frauen und ihre Kinder, stellt nach 

wie vor ein erhebliches Problem dar. Diese Problema-

tik wurde durch die gegenwärtigen Sparmaßnahmen  

infolge der aktuellen Finanzkrise noch verschärft, die 

dazu führt, dass Hilfsdienste dieser Art stärker gefähr-

det sind als zu irgendeinem Zeitpunkt in den letzten 

dreißig Jahren. Auf Kostenreduzierung abzielende Aus-

schreibungen bewirken, dass kleine, spezialisierte NRO 

unterboten werden, und sie wirken sich möglicherweise 

auch auf die Qualität aus (27). Zwar fördern die meisten 

Mitgliedstaaten und Kroatien eine Reihe von spezialisier-

ten Hilfsdiensten, doch handelt es sich dabei meist um 

eine Teilfi nanzierung, und die Anbieter sind gezwungen, 

Gelder zu beschaff en, um kostendeckend arbeiten zu 

können. Ohne rechtliche Garantien und eine tragfähige 

Finanzierung ist die Existenz von Hilfsdiensten für Frauen, 

die Opfer von Gewalt in der Partnerschaft geworden sind, 

auch künftig gefährdet.

In den 27 Mitgliedstaaten und Kroatien gibt es kaum 

Daten über die Bewertung der Inanspruchnahme und der 

Qualität von spezialisierten Hilfsdiensten. Untersuchun-

gen legen jedoch den Schluss nahe, dass Standards und 

Indikatoren für die Qualitätsbewertung EU-weit durch-

aus durchführbar sind und der EU daher die wichtige 

Aufgabe zukommt, einen Prozess zu fördern, bei dem 

Expertinnen und Experten, in der Praxis tätige Fachleute 

und Interessengruppen diese Standards und Indikatoren 

aufgrund ihrer Kenntnisse entwickeln können.

Nichtregierungsorganisationen für Frauen in der EU 

spielen eine zentrale Rolle bei der Bereitstellung von 

spezialisierten Hilfsdiensten. Die Mindeststandards des 

Europarates besagen, dass die Unabhängigkeit der Hilfs-

dienste durch die Finanzierung nicht gefährdet werden 

sollte (28). Die Finanzierung von NRO für Frauen, die spe-

zialisierte Hilfsdienste bereitstellen, ist bei gleichzeitiger 

Anerkennung und Achtung ihrer Autonomie für eine 

uneingeschränkte Unterstützung und Betreuung der 

Opfer eine unabdingbare Voraussetzung.

Erhebung von Daten über Gewalt 

gegen Frauen

In einer Reihe von Studien sowie von Forschungsgruppen 

(etwa das CAHRV-Netzwerk 2007, die Studie des Europa-

rates des HEUNI in 2008 sowie aus der jüngeren Zeit von 

der WAVE-Expertinnen- und -expertengruppe 2012) sind 

Empfehlungen zur Verbesserung der Datenerhebung 

enthalten. Die nachstehenden Empfehlungen zur Frage 

der Defi nitionen und der unterschiedlichen Arten von 
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Datenerhebungen wurden anhand der Schlussfolgerun-

gen dieser Studien formuliert.

Defi nitionen als Herausforderung

Der Überblick über die vorliegenden Prävalenzdaten, 

Kriminalstatistiken und Daten aus Untersuchungen und 

der Forschung hat gezeigt, dass die Defi nitionen der ver-

schiedenen Formen von Gewalt stark voneinander abwei-

chen, je nachdem, ob sie aus Erhebungen, institutionellen 

Zusammenhängen oder nationalen Rechtssystemen stam-

men. Die Daten lassen sich daher weder innerhalb eines 

Landes noch international miteinander vergleichen.

Daher muss zunächst als vorrangige Maßnahme eine 

Einigung über die nationalen Defi nitionen und Klassifi ka-

tionen erreicht werden, die Erhebungen, Untersuchun-

gen und Verwaltungsstatistiken zugrunde gelegt werden 

kann. Es werden Defi nitionen für alle Formen von Gewalt 

gegen Frauen benötigt, einschließlich Defi nitionen der 

Begriff e „geschlechtsbezogene Gewalt“, „Gewalt gegen 

Frauen“ und „häusliche Gewalt“. Außerdem bedarf es 

eines gemeinsamen Verständnisses der verschiedenen 

Arten von Hilfsdiensten, etwa, was unter einem Frauen-

haus, einem Telefonnotruf oder einem Frauenzentrum 

zu verstehen ist. Die Defi nitionen müssen in allen EU-Mit-

gliedstaaten vergleichbar und auf nationaler, regionaler, 

lokaler, europäischer und internationaler Ebene einheitlich 

angewandt werden. Defi nitionen sollten im Rahmen einer 

Absprache mit allen einschlägigen Stellen, Einrichtungen/

Fachkräften und Nichtregierungsorganisationen verein-

bart werden.

Verwaltungsdaten

Während viele EU-Mitgliedstaaten den Prozess der Erhe-

bung von bevölkerungsbezogenen Prävalenzdaten ein-

geleitet haben, werden Verwaltungsdaten über häusliche 

Gewalt gegen Frauen, die auf den Hilfsdiensten basieren, 

kaum erhoben. Die Datenerhebung muss auf nationaler, 

regionaler und lokaler Ebene sowie innerhalb aller ein-

schlägigen Einrichtungen verbessert werden.

Zur Einleitung des Prozesses der systematischen Daten-

erhebung ist es wichtig, dass sich alle einschlägigen Ein-

richtungen und Fachkräfte darauf verständigen, dass die 

Datenerhebung zu einer Priorität erklärt wird. Die nächsten 

entscheidenden Schritte bestehen darin herauszufi nden, 

welche Einrichtungen und Stellen sich mit der Frage der 

Gewalt gegen Frauen befassen, ferner, zu bewerten, wel-

che Art von Verwaltungsdaten die Mitgliedstaaten der-

zeit erheben und ob Fragen der Menschenrechte und der 

Gleichstellung der Geschlechter im Zusammenhang mit 

Gewalt gegen Frauen berücksichtigt werden, und schließ-

lich, zu ermitteln, welche Systeme der Datenerzeugung 

und welche Variablen und Klassifikationen verwendet 

werden.

Viele Einrichtungen, die in unterschiedlichen Bereichen 

tätig sind (Polizei, Gerichte, Krankenhäuser, Frauenhäuser 

usw.), erzeugen bereits Daten über Gewalt gegen Frauen, 

allerdings ohne eine systematische Koordinierung. Des-

halb unterliegen die angewandten Klassifi kationen und 

die erhobenen Daten keinen einheitlichen Regeln. Ein 

realistisches Ziel wäre die Einführung einheitlicher Defi -

nitionen und einer einheitlichen Vorgehensweise bei der 

Erfassung ausgewählter Variablen für jeden Tätigkeitsbe-

reich. Dadurch könnten Vergleiche ermöglicht werden, 

und zwar nicht nur zwischen den Einrichtungen in einem 

Land, sondern auch zwischen den Ländern. Eine zentrale 

nationale Einrichtung (statistisches Amt oder Beobach-

tungsstelle) könnte dabei eine koordinierende Funktion 

übernehmen und jeder einschlägigen Einrichtung weitere 

Handlungshilfen anbieten. Ein weiterer wichtiger Schritt 

ist auch die Unterweisung und Schulung des Personals, 

das die Datenerhebungssysteme in den jeweiligen Ein-

richtungen nutzen wird.

Die Datenerhebung sollte zumindest nach Geschlecht und 

Alter sowohl des Opfers als auch des Täters aufgeschlüs-

selt und die Art der Gewalt sowie die Beziehung zwischen 

Opfer und Täter genau beschrieben werden.

Prävalenzerhebungen

Es sind regelmäßige Erhebungen auf nationaler und 

EU-Ebene ergänzend zur Erhebung zuverlässiger Verwal-

tungsdaten im Bereich Gewalt gegen Frauen erforderlich.
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Zu den zu erhebenden Arten von Daten (ggf. sollten die 

Daten nach Geschlecht und Alter des Opfers und des 

Täters aufgeschlüsselt und die Art der Gewalt sowie die 

Beziehung zwischen Opfer und Täter genau angeben 

werden) gehören:

 � Lebenszeit- und jährliche Prävalenzraten einschließ-

lich wiederholter Gewalterfahrungen/Häufi gkeit;

 � die Art der Gewalterfahrung (physisch, psychisch, 

sexuell oder andere);

 � der Schweregrad der Gewalterfahrung;

 � die Folgen/Auswirkungen der Gewalterfahrung (z. B. 

körperliche und/oder psychische Verfassung, wirt-

schaftliche und soziale Folgen).

Basierend auf den Empfehlungen des CAHRV-Netz-

werks (2007) für eine verbesserte Datenerhebung und 

Vergleichbarkeit sowie der beiden EU-weiten Projekte 

zur Erhebung von Prävalenzdaten (Eurostat, FRA) kann 

ein Prozess der Überarbeitung und Entwicklung einer 

Erhebungsmethodik mit ähnlichen oder standardisierten 

Fragen zum Thema Gewalt gegen Frauen im Rahmen 

von Modulen unterstützt werden, die in allen 27 Mitglied-

staaten und Kroatien entweder im Rahmen von groß 

angelegten relevanten Erhebungen und/oder von inter-

nationalen Erhebungen aufgenommen werden könnten. 

Die Beschaff ung genauerer und vergleichbarerer Daten 

über gemeldete oder nicht gemeldete Fälle ist ein lang-

fristiger Prozess; dieses Ziel soll durch die Einbindung 

von breiten wissenschaftlichen Kreisen, bestehend aus  

Expertinnen und Experten sowie Wissenschaftlerinnen 

und Wissenschaftlern, im Bereich von Prävalenzfragen 

aus allen Mitgliedstaaten und Kroatien erreicht werden.

Beobachtungsstellen in den Ländern

Die Einrichtung von Beobachtungsstellen in jedem 

einzelnen Mitgliedstaat und Kroatien zur Erhebung ein-

heitlicher Daten zusammen mit der Entwicklung und 

Vereinbarung der Nutzung derselben Defi nitionen und 

Methodiken wären für die Erhebung vergleichbarer und 

harmonisierter Daten sehr hilfreich. Damit könnten die 

Informationen über Gewalt gegen Frauen erheblich 

verbessert werden, und dies wäre auch eine gute Ent-

scheidungsgrundlage für die Politik, die strategische Ent-

wicklung sowie für Maßnahmen zur Beseitigung dieser 

Form von Gewalt. Beobachtungsstellen sollten eingerich-

tet oder durch die wissenschaftliche Forschung ergänzt 

werden, um die Erhebung gültiger und zuverlässiger 

Daten zu gewährleisten.
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